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.,1."." ........ : 

-- Be·i lage zu zl. 430.012/~IV/3-87 

E n t w ur f 

•••• Bundesgesetz vom •••••••••••••••• , mit dem 

das Kraftfahrgesetz_ 1967 geändert-wird (11. K~aft-

fahr gesetz-Novelle ) .1<- . 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGB.Nr. 267, zuietzt geändert durch 

das Bundesgesetz BGBl.Nr. 106/1986, wird geändert wie folgt: 

1. Dem § 4 wird angefügt: 
"(Ba) Bei zweiachsigen_Omnibussen in besonders straßen­
schonender Bauweise dürfen das ini Abs. 7·} it. a ange­
führte Gesamtgewicht und die im Abs. 8 erster Satz an­
gefÜhrte Achslast um bis zu 10 v.H. überschritten werden." 

-. 
2. Im § 5-Abs. -1 erster Satz entfallen die Worte: "für Fahr-

zeuge, die für- den. Verkehr in Österreich-bestimmt sind,". 

3. Im § 5 lautet der Abs. 3: 

' •. 4 ~ 
.". - , 

"(3) Abs.1 ist auf Teile tind jusrüstungsgegehstände nicht 

anzuwenden, wenn sie bestimmt sind 

a) zur ausschließlichen Verwendung auf einzeln genehmigten 

Fahrzeugen oder 

b) zur ausschließ~ichen Versorgung von Fahrzeugen, de~en 

Type vor dem Inkrafttreten der-Geneh~iguntspfli~ht 
. -

(Abs.1.lit.a) für den betreffenden 'Teil oder AusrOstungs-

gegenst_and genehmigt wurde." 

Im § 6 Abs. 3 siebenter Satz, Abs.- 7 erster Satz und 

Abs.7a vird jeweils die GrOße "35 km/h" ersetzt durch 

·"40 km/h". 

:. ~ 

.,' .. ;,:: 

. .; 

- -
,", .. ';. ":" 

'.- . '-.' ',. 
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5. Dem § 6 Abs. 7a wird angefügt: 

"Kraftwagen mit einer Bauartgeschwindigkeit von mehr als 

'40 km/h und einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von 
, , 

- .'~''''.' 

mehr als 7500 kg u'nd Anhänger m,i t einem höchsten zul"ässi':' 

gen Gesamtgewicht von mehr ~ls 10.000 kg mUssen jedoch 

mit eine~ selbsttätig wirkenden Einrichtung zur Verhin­

derung des Block~erens von Rädern während ,des Bremsvor-

-gangesausgerUstet sein." 

6. Im § 7 Abs. 1 entfällt der zweite ~albsatz_des ersten 

Satzes. 

7. Im § 20 Abs. 4 erster Satz treten -an die Stelle der Worte' 
"des landeshauptmannes" die Worte "der Behörde". 

s. ' Im' § 22 Abs. 4 erster Satz treten an die Stelle der Worte 
"des landeshauptmannes" die Worte "der Behörde". -

9. Dem § 24 wird: ~ngefügt: 

"(4) Der Zulassungsbesitzer eines' Kraftfahrzeuges, das mit 
einem Fahrtschreiber ausgerüstet sein muß, hat den Fahrt­
schreiber nach j~dem Einbau, jeder Reparatur oder jeder 
Änderung der Wegdrehzahl oder ~es wirksafflen Relfenumfanges 
des Kraftfahrzeuges, sonst mindestens einmal innerhalb 
von zwei, Jahr~n seit der letzte~ Prüfung~ durch einen hie­
zu ErmäChtigten prüfen zu lassen, ob Einbau~ Zustand, Meß­
genauigkeit und Arbeitsweise des Fahrtschreibers dessen 
richtige Wirkung ergeben~Ein ~achweis über d~s Ergebnis 
der letzten durchgeführte~ Prüfung des Fahrtschreibers 
1st bei 'der wiederkehr~nden Überprüfung des Fahrzeuges 
(S ~5) vorzulegen.' 

(5) Der landeshauptmann hat,fijr seinen örtlichen Wirkungs­
bereich auf Antrag Vereine od~~, Gewerbet.reibende, die' . .. . .. 

hinr~ichend über hiezu geeignetes Personal und di~ ·~rfor~ 
~, derlichen Einrichtungen ~erfügen, zur Prüfun~ von F~hrt-

. , 

,schreibern gern. Ab~. 4 zu ermächt~gen. Die Ermächtigung, 
d~rf nur vertr~uenswü~digen Personen verliehen ~erden •. 

- ":' Bei der Ermächtigung ist auch einPlombierungszeichen festiusetzen 
, ' 
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und ein Plorubiergerät. gegen Ersatz der Kosten auszu­
fo I gen. Der Ermächt i gte hat· Ver:änderungen h i.ns i cht I ich 
seines Personals und seiner Einricht~ngen, soweit di~-

, , , 

se Voraussetzung für ~ie Erteilung der Ermächtigun~ wa-
ren, unverzüglich dem landeshauptmann anzuzeigen. Der 
Ermächtigte hat nach jeder .Tätigkeit'am Fahrtschreiber 
diesen mit seinem Plombierungszeichen so zu sichern, daß 
dieses bei Eingriffen in die Fahrtsc~reiber~nlage zwangs­
läufig zerstört wird. (Verschlußsicherheit). Die Ermächti­
gung ist zu widerruten, ,~enn'der Ermächtigte nicht mehr 
vertrauenswürdi gis t. nicht mehr über gee i gnetes, Per­
sonal verfügt oder seine Einrichturigen nicht den durch 

" . 
Verordnung festges~tzten Anforderu~gen entsprechen. Im 

, . . 
Falle des Widerrufs ist das Plombiergerät ohne Anspruch 
auf Entschädigung demlandeshauptmann äbzuliefern. Durch 
Verordnung ist der Umfang der Prüfung des Fahrtschreibers 
festzusetzen. 

,.~">.-,., 

(6) Die Plombierung darf nur durch di~ Behörde oder durch 
einen Ermächtigten im Zuge ~einer Tätigkeit am Fahrtschrei­
ber geöffnet werden. Jede andere Verletzung der Ver­
schlußsicherheit ist unzulässig. Gegenstände, die nach" 
ihrer Beschaffenh~it und rhre~ ~~sseh~nje~c~t fUr Plom- -'-.­
ben gehalten werden können~ dürfen an Fahrtschreibern 
nicht angebracht sein." 

10~ Im § 26a Abs. 1 wird am Ende der Punkt durch einen' Bei­
strich ersetzt, und es wird angefügt: 

Pf) Erleichterungen hinsichtlich der Verwendung von 
Schnee- und Matschreifen im Verhältnis zur Bauart~ 
gesthwindigkeit des Fahrzeu~es (§ 7' Abs. ," erster 
Satz), entsprechend den im Handel allgemein verfüg­
baren Reifen." 

11. Dem S 28 Abs. 3 wird als zweiter Satz angefügt: 
PDas in lit. a angeführte'höc~ste zulässige Gesamtgewicht 
und dIe höchste zuläs~ige Sattellast sowie die in lit. b., 
angeführten höchste~"zulässigen AChslasten sind der Bau-
-art des Fahrzeuges entsprech~nd festzusetzen, 'höchstens 
jedoch mit denim § 4 Abs. ·7 bis 8a angeführten Werten. p 
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Dem § 30 Abs. 2 wird angefügt: 

"Durch Verordnung können nähere Bestimmungen über Form 
und Inhalt der Typenscheine festgesetzt ~erden." 

13. Im § 35 wird nach dem Abs. 1 eingefügt: 

"(7a) Der" Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr kann bei Erteilung der Genehmigung dem A?trag­

st~ller besonders gekennzeichnete M~ster mit dem Auftrag 

zurückgeben, diese durch eine festzusetzende Zeit aufzu-

bewahren und dem Bundesminister für öff~ntliche Wirt­

schaft und Verkehr auf Veriangen vorzulegen. Einem sol­

chen Auftrag ist zu entspre~hen; ~ie Kennzeichnung eines 

Musterstückes darf n~cht ~ntf~rnt: ~der unleserli~h ge-

macht werden. 'I 

1~. Im § 36 1it. e tritt an die Stell~ des Zitates "lit. a 

bis g" das Zitat "lit~ abis h". 

15. Im § 39 Abs. 1 zweiter Satz "lautet das den § 4 betreffende 

Zitat "§ 4 Abs. 7 bis 8a". 

16. Dem § 39a wird angefügt: 

"Bei Bestimmung der im § 4 Abs. 7 und 8 angeführten Höchst­

grenzen gilt § 4 Abs. 8a sinngemäß." 

. 17. Im § 40 lautet der Abs.' 4: 

,' ... 

"(4) Oper .einenAntrag auf eingeschränkte Zulassung (§ 39) 
eines Fahrzeuges. das in den örtliche~ Wirkungsbereichen 
vo~ zwei oder mehr landeshauptmänner~ verwend~t werden 
soll, hat. unbeschadet der: Bestimmungen des Abi. 5, nach 
Anhörung-der Straßenverwaltungen, denen die Erhaltung der 
in "Betracht kommenden sträßen"iüge obliegt, der Landeshaupt­

mann z~ entsche~den, in ~essen örtlichem Wirkungsb~reich 
" " 

"der dauernde' standort "des Fahrzeuges liegt; bei sinnge-

mäßer Anwendung dieser Bestimmung gem~~§ 45 Abs.5; § 46 Abs.3, . 
. . :; " .. "--

. '.~ 

~~. >~. ,: '.' 

." 
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j 82 Abs. 5, § 101 Abs. 5 und § 104 Abs. 9 ist das 
Verfahren auf' Antrag von dem landeshauptmann zu füh­
ren, indessen ört I i ehen' Wi rkungsberei,ch ,d i e Fahrt an­
getreten wird oder das Fahrzeug in das Bundesgebiet 
eingebracht wi rd. Der das Verfahren führende landes"­
hauptmann hat das Einvernehmen mit den übrigen be­
troffenen landeshauptmännern zu pflegen." 

18. Im § 45 Abs. 5 erster Satz, im S 46 Abs. 3 erster Satz, 
im S 82 Abs .. , 5 -erster Satz und im S 105 Abs. 6 lautet 

" 

das den § 4 betreffende Zitat jeweils "S 4 ·Abs. 6 bis 
8a." 

19. § 47 lautet: 

"S 47. Zulassungsevidenz 

(1) Die Behörae hat eine Evidenz über die zum Verkehr zu­
gelassenen Kraftfahrieuge und Anhänger, für die sie einen 
Zulassungsschein ausgestellt hat, und über die erteilten 
Bewilligungen zur Durchführung von Probe- oder 'von Ober­
stellungsfahrten (§ 45 und 46) zu führen. In dieser Evi-
denz hat di.e Behörde die Personendaten des Zul~ssungs­
besitzers, die Fahrz~ugdaten, den Versicherer und son~ 

stige Daten aufzunehmen, so~ejt dies für die Erfüllung 
i~rer Aufgaben als Zul~ssungsbehörde ~rforderlich ist.· 
Die Daten sind~ so lange sie fürZw~cke der Zulassungs­
behörde benötigt w,erden, in. Evidenz zu halten, spätestens 
jedoch nach fünf Jahren ab Abme'ldung,Aufhebung oder Erlöschen der 
Zulassung des Fahrzeuges zu löschen. 

(2) Die Behörde tiat-aus der im Abs. 1 angeführten Evidenz 
auf Anfrage und Angabe des von einem Fahrzeug ge~ührten 
~ennzeichens den Organen des Btindes, der länaer und der 
Gemeinden,d~n gesetzlit:hen, lnt~ressenvertretungen so-
wie Pri vatpersonen, sofern letztere ein r,echtl iches Inter- . 
esse glaubhaft ~achen,_den Namen und· die Anschrift des 
Zulassungsbesitzers oder des Besitz~rs der Bewilligung 
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zur Durchführung von ~robe- oder von Übersteilungsfahrten 
(S§ 45 und 46) und den Versicherer. bei dem für dieses 
Fahrzeug eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung,'(§ 59 
Abs. 1)' bestehi, bekanntzugeben. 

(2a) Oie Behörde hat die im Abs. 2 angefühiten Abskünfte, 
wenn das Kennzeichen nicht oder nicht vollständig ange­
geben werden kann, im Rahmen ihrer technischen und organisa­
torischen Möglichkeiten auch bei Angabe eines oder ~ehrerer 
anderer geeigneter Suchkriterien zu erteilen. ·Der. landes­
hauptmann hat durch Verordnung die Behörden zu:bezeichnen, 
bei denen diese Möglichkeiten hinsichtlich .welcher Such­
kriterien gegeben sind. 

(3) Der Bundesminister für landesverteidigunghat eine 
Ividenz Ober alle von ihm gemäß § 40 Abs. 5 zugelassenen 
Fahrzeuge und fiber die erteilten Bewilligungen zur Durch­
führung von Probe- oder von ÜbersteIlungsfahrten (§§ 45 und 
46) zuführen. Er hat ~ußer den Organen des Bundes, der 
l~nderund der Gemeinden auCh geS~t21lchen Jnteressenver­
tretungen, wenn ein rechtli~hes Inte~esse glaubhaft ge­
macht wird, auch Privatpersonen .Auskunft über die Person 
des Lenkers eines solch~n Fahrzeuges z~ erteilen und bei 
Fahrzeugen, für die eine Kraftfahrzeug~Haftpflichtversiche­
rung besteht, den Versic~erer bekanntzugeben. Abs~ 2a 
gi I t sinngemäß; die Verordnung ist vom Bundesmi ni ster .für 
landesverteidigung zu erlassen. 

(4) Die Ermittlung und ~erarb~itung ion Daien zum Zwecke 
der.auto~ationsunterstütztenFührung der Zul~ssungsevidenz 
i~t zulässi~. Oie übermittlung v~n Daten aus einer auto­
mationsuntersützt geführten Zulassungsevidenz ist zu­
lässig, wenn bundesgesetzliche Vor$chriften ei~e Verständi­
gungspflicht der Behörden über ~iritragungen' in der Zulas-

.. - - . 
sungsevidenz vorsehen oder wenn gemäß Ab~. 2, 2a oder 3 
eine Aus~unft aus .der Zulassungsev'~denz',zLie'rteilen ist. 

~·:(5) Die Zulassungsbeh~rden haben dem Bund~sminister für 
Inneres Ober dessen Aufforderung Daten der,Zulassungsbe-

, 

27/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)8 von 54

www.parlament.gv.at



,~", 

- 7 -

sitzer, und zwar bei natOrlichen Personen Name, Geburts­
datum,Geschlecht und Anschrift, bei juristischen Per­
sonen Name oder Firma und Anschrift, sowie Daten'über 
das Kraftfahrzeug oder den Anhänger und über die Zulas­
sung mittels maschinell lesbarer Datenträger oder im 
Wege der Datenfernverarbeitung zu übermitteln. Diese 
Daten sind vom Bundesminister für Inneres in einer zen­
tralen Evidenz zu erfassen, aus der AuskOnfte nur an 
das Bundesministerium fOr öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr, die Sicherheitsdirektionen, die Bundespolizei­
direktionen, die Bezirkshauptmannschaften, die·Magistrate 
der Städte Krems an der Donau und Waidhofen an der Ybbs, 
die Dienststellen der Bundesgendarmerie und die Grenz­
kontroilstellen'for Zwecke des Schutze~ .der verfassungs­
mäßigen EinrIchtungen der Republik österreich, der 
Strafrechtspflege oder eines Verwaltungsstrafverfahrens 
erteilt, werden d~rfen. Die Bestimmungen des Abs. 1 Ober 
die löschungder Daten gelten sinngemäß." 

20. Im § 49 Abs. 4 tritt an die Stelle der ersten drei 

~ätze folgender Text: 

"Auf den Kennzeichentafeln muß das Kennzeichen einge­
preßt sein. Die Schriftzeichen müssen bei Tag und kla­
rem Wetter auf mindestens 40 m, bei Motorf~hrrädern auf 
mindestens 20 m, lesbär sein. Die Farbe der Kennzei~ 

chentafeln muß sein: 

1. Bei Tafeln für Kraftwagen. 
Motorräder, Motorräder mit 
Beiwagen. Motordreiräder 
und Anhänger vorbehaltlich 
der Z. 3 und 4 

2: Motorfahrräder sowie für 
Anhänger gemäß Abs. 3 

3. vorübergehe~d zugelassene 
Fahrzellge sowie.für Pro­
befahrtkennzeichen 

4. Ober.stellungskennzeichen 

a) Farbe des Grundes 
der Tafeln 

. weiß 

rot 

blau 

grün 

b) Farbe der 
Schriftzeichen 

schwarz 

weiß 

weiß 

weiß • 

. Der Grund der Kennzeichentafeln gemäß Z. 1 und 2 muß aus· . . 
. rückstrah lehdem Mater i al bestehen. u 
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21. Im § 55 Abs. 1.entfallen die fi t. a und b 

22. Im § 55 ~bs. 1 lautet die li t. d: 

IId) lastkraftwagen mit einem höchste", zulässigen Ge-
samtgewicht von mehr als 3500 kg;" 

23. Im § 55 Abs. 1 lautet die lit.· h: 

"h) 'Kraftwagen, die nicht unter § 3 Abs. 1 Z. 2 lit. abis 
f fallen, ausgenommen Spazialkraftwagen mit einem höch­
s~en zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 3500 kg;" 

. 
23a. Im § 57 Abs. 3 dritter Satz wird nach dem Wort 

.. . 

25~ 

"Aufwandsvergütung" eingefügt: IIbis ~ur Höhe des 
im § 55 ·Abs. 4 angefUhrten Kostenbeitrages". -

1m § 57 Abs. 6 'entfällt der dritte Satz. 

Im § ~7.a Abs. 1 lauten die li t. b un~ c: . 

"b) Personenkraftwagen; 

cl Kombination~kraftwagen. " 

26. Im § 57a Abs. 1 lautet die lit. e:-

He) Zugmaschinen;" 

27. .Im § 57a Abs. 1 wi rd der Punkt am Ende der 1 i t. g durch 
einen Strichpunkt ersetzt, und es wird angefügt:: 

"h) wenn ihr höchstes zulässiges Gesamtgewicht 3500 kg 
nicht übe~steigt, lastkraftwagen und Speziafkraft­

wagen." 

.. 

. 2S.1m § 66 Abs. 2 .lit. a wird am .:Ende angefügt 
"unbeschadet der lit. eCC

•• • • 

29.. Im S 66 Ab~ 2 bat die lit. e zu lauten: 

.,e) als' Lenker eines Kraftfahrzeuges eine Über­
tretUng gemiß § 99.Abs. 1 S~VO 1960 bepn­
gen bat. auch wenn die Tat nach An.IX 
Abs. 1 Z j EGVG 1950 %U beurteilen ist," 

. 3 O. Im § 66 Abs. 2 hat der zweite Satz zu lau~n: 

. '.Bei Begehung einer strafbaren Handlung' gemd 
lit. a oder b oder gemiß. S .83: StGB gelten unbe­
schadet des Abs .. 3 ·Jit. b bereitS begangene Hand­
lungen' der gleichen. An auch danti als bestimmte 

. :Tatsac:hen im Sinne des Abs. I, .'Wenn sie bereits zur 

.. Begründung des Mangels der Verkehrszulässigkeit 
herangC20JeD ,!orden sineL..· : 

31. 'Ln'S 66 Abs~ 3 ~t. b hat d~· Zitat "Abs. 2 liL a, 
e oder h" zu lauten "Abs.2 lit. a, c oder hee

:, 
. . .:': . ; .. 
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32. Im § 70 Abs. j wird als erster Satz eingefügt~ 

,0- IIBewerber um ein~ Lenkerberechtigung für die Gruppe A, 
B oder C dürfen die praktische lenkerprüfung nur ab-

~. legen, ~enn sie das im § 122 Abs. 1 lit. dangeführte 
. /. 

Minde~tmaß an Ausbildu~g nachweisen? 

33. Im § 70 Abs. 6 lautet das Klammerzitat "(Abs. 3 lit. c)" •. 

• 

34. Im § 73 Abs. 2 zweiter Satz ueten an die Stelle 
der Wone "drei MonateCC 4ie Wone "ein Monat". 

35. Im § 102 Abs. 12 wird der Punkt am End~ der lit. g durch 
einen Beistrich ersetzt, und es w~rd angefügt: 

"h) des § 58 Abs. 1 StVO 1960, wenn im Hinblick auf die 
höchste zulässige Dauer des lenkens und das Mindest­
ausmaß der R~heieiten, gegebenenfalls auch nach aus­
ländischen Maßstäben. eine offenbare Übermüdung des 
lenkers zu besorgen ist~" 

36. Im § 102 Abs. 12 zweiter Satz wird das Zitat IIlit. d 
oder f" ersetzt durch "lit. d. f oder h~. 

37. Im § 103 ~ntfällt der Abs. 3. 

38.-

.. -. 

Im § 106 Abs. 3 lautet der zweite Satz: 

"Bei der Berechnung der Anzahl der Personeri. die mit 
einem Personenkraftwagen oder Komb i nati on.skraf.twagen 
-befördert .. werden dürfen. sind zwe i Ki nder -unter 14 
Jahren als eine Perso~ und Kinder unter sechs Jahren 
nicht zu zählen, doch dürfen, unbeschadet ~er 'estim- _ 

mungen des Abs. 6. abgesehen vom· Lenker ni cht mehr als 
acht Personen, gleichgültig ob Erwachsene oder Kinder, 
befördert·werden." 
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39. Im S 108 laute~ ~~r Abs. 1: 

"(1) Das Ausbilden ion .ew,rbern um eine ~enkerberec~ti­
gung und das ~ntgeltliche Weiterbilden von Besitzern 
ei ner lenkerbere~hti gungd.urch Vertiefung bereits er-. ..~'" .. 

~orbener Kenntnij~e, ist unb.~cha~et derSS 119 bis 

'122 nur, j m Rah'~~n,~:des,~~~r~.e~~s 'e, ner: FahrsCb.ulezu-:., 
)" .. ": 

lässig •. " 

40. Nach dem § 108 wird:elngefügt: 

41. 

. 
.. § 1 08a. Unterwei sen von Ses i tzerrr einer len·~erberecht i gung . 

. . 
(1) Das entgeltliche Unterweisen' von Besjtzern einer' 
lenkerberechtigung in'bes~nderen F~hrfertigkejten 
darf nur aufJG~~~dc~~~er~Ermächtigung deslan~eshaupt­
ma n ne sd u rc hgef'Ü hrt:~'\iJ':~deri ~ ... ·D i:ese', .i s t ·a uf ;,.:Ara'i r'a g' 'zu,::' .:. 

. .". ... ... :::~~.f~~.";~ ~:·1.:~~~!;:=:.f::;·-:~··~:·~._2· ~~ '. -':/;':":~:l .". '. ~:_." ~ ' .. ;" : .. :~ ~ .. ~' .... ~::.:~.::::~ ~~~. " ". ~:.--.:' , .. ," .... -. : . 

erteilen~ wentifder'~~';Antr:agsteller, für:::die',;V,ermi t1;lung c", :;; .,' 
- . . .. ,,~~<:~{~.~~/~>: .:~~.:~~'. >;:::'~-~:": ..... :.< .. : -. .::. . -:. ~ ;:-. :'. , ..... '.~' " -.. ' < ,; .. ::. ".' 

der Fachkenn:fnrs'se·~.über·,:daserforderl fCh,,:Per:sonal' 'und 
. , I':~;~-,:,:-"'~~,.~ ...... :.::;~:; ... : ..... ~>.. ,........ . ~". "."f';:.~ ..... _.,,: ,. < 

" die erforderl f(herr:Anra,g~n-,'und~~Ei nr:-i clJtungen~'~ve.r,fügt,~., 

D i~ E rm~:c.~fr~~~~Ji~!:#.'~~~~~g~i.~~c:.r~~~t~:2,~~:-"~8~'~:~~1iJl~,~\~&~~~~~~~'.;: ., '0';' '. . 
" , set z u n' 9 e n'~fü r,~,:(f.·f'cf~' E r:ttff lung)~n ich t~"nie ht::g'e'gebe n '!:s .i·nd;>:": 

. . .•..• ·';.~,,:~~~W.B~{I~~'):·"B~f~;~~~:,~;trV·;~i;[ . ·w· 

(2) Durch Verordnung können nath:~deo Erfo"rder'nissen: ~" 
~ .:~·:..i\·i··ti~; ..... ',. ' .• ~' :.~:... :.- .: .. ' " ..... :-~.. .... .... .' .. ::.' ~> ,,"':~" ."... . . 

der Ve.r'kehrss i c,h.~,t;hei :t,.- d,~m'j eweil i.gen Stand.',d,er Wi ss'en-
schaft, und' Tedl~T~'~en'tSl>reChe~d,', iJähere Besti~~ungen:, über. 
die Gegenständ~·~1~d~n.'umf~~'9:' urld:die 'A~t det,{mAbs. '1' '" 

'. . ' ... ~~;}~.t" ... ~-:~':~-' .;.~ .. '. ·_-i>:,~.''::-. :'.:;.:"-:~-:-\":J'~"",.;.'-, ..•...•. ~ ...... :, .. :.-:- ..... ','! -' 

angeführten Un~e:,rwei sunSf.'s9wi,e,:,;übe.rJdi e ""Vorau:S~etzunge·n. " ,-: 
, . ;.",: :. '. :-t~-;~>.?""": .. ~ .. <. ~~';.~~"-::-' .. : .. ~~·;;.~;,:-,;·-:-·3"'~,·~~~.·:·: .~.".~''''';:-. .:;--.!;.<.~. ' .. :: . . -. .~ .... ~~ .. 
unter denen,ei r:fe:;:Ermäigung' ·ge,riläß:.·Abs~·'1';zu"'ertei1en " ' . 

. ist. fe s tgeset~:f;:we '0 . .. . ':'i~~~W;iti}": ••.. . . ..•.... 
Im § 122·Abs,., l1e'::::des~zweiten', 

", . 

. : -.~ ...... 
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b) verkehrszuverläss·ig(§ 66}ist,-

c) zum lenken von Kraftfahrzeugen der Gruppe. für 
die 'die Bewilligung angestrebt wird. geistig und 
körperlich geeignet (§ 69) ist und 

d) ein Mindestmaß an Ausbildung im Rahmen des Be­
triebes einer fahrschule oder gemäß § 119 oder 
§ 120 nachweist., 

Durch Verordnung ist das in lit. d angefüh~te Min­
destmaß an Ausbild·ung hinsichtlich des zeitlichen 
Ausmaßes und des Inhaltes festzusetzen." 

42 Im § 130 Abs. 2 Z. I wird der Strichpunkt am~nde der 
Z. 17 durch einen Beistrich ersetzt und es wird ange­
fügt: 

"18~ Feuerwehren;~ 

. 
43. Im § 130 Abs. 3 lautet der erste Satz: 

"Oi e Bundeskammer de,r gewerblichen Wi rtschaft hat für die 
festeilung der Vertreter der 1m Abs. 2 Z. I Z. 1 bis 9, 
13 bis 15 und 17 und Z. 11 Z. 1 angeführten Interessen­
kreise, der österreichische Arbeiterkammertag für die Be­
stellung der Vertre'ter der im Abs. 2 Z . .I. Z. 10 bis 12 

und 16 und Z. 11 Z. 3 angeführten Interessenkreise. die 
Präsidentenkonferenz der landwirtschaftskammern öster­
reichs für ~ie Bestellung der Vertreter.des im Abs. 2 
Z. 11 Z. 2 angeführten Interessenkreises, der Hauptver­
band der österreichischen Sozialversicherungsträger für 
die Bestellung der Vertreter des im Abs. 2. Z,. 11 Z. 4 
angeführten Interessenkreises und der Bundesfeu~rwehr­
verband für die eestellung" der Vertreter des im Abs. 2 
Z. I Z. 18 angeführten Interessenkreises Vorschläge zu 
erstatten." 

44 • Im § 1 36 Ab s • 1 lau t.e t die 1i t. e: 

He) des § 102 Abs. 5 lit. f ~it dem Bundesminister fü~ 
s6ziale Verwaltung;" 

4:5.. Im § 136 wird nach dem Abs. 3a eingefügt: 

.. (3b) Mi t der Vollz i ehung des 'S 47 Abs. 5 ist der Bundes­
minister für, Inneres betraut; er hat hiebei das Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 

. und Verkehr zu' pf legen." \ 
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Artikel 11 

~ Oie 7. Kraftfahrgesetz-Novelle. BGBl.Nr. 631/1982. wird ge­
ändert wie folgt: 

• 

Dem Art. 11' Abs. 7 wird angefügt:. 

"Solche Fahrzeuge dürfen aber nach 'dem '31. Dezember 1988 
nicht mehr zugelassen werden; dies gilt jedoch nicht für 
Fahrzeuge. die vor diesem Zeitpunkt ber.eits einmal in 
öster~eicb zugelassen war~n." 

: 

Artikel III 

(1) Von Art. 1 Z. 5 (§ 6 Abs. 7a zweiter Satz) ~ind Fahrzeuge 
ausgenommen. deren Type oder die einz~ln vor dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes genehmigt worden sind; sie müssen jedoch 
den bisherigen V6rschriften entsprechen. 

(2) Oie Prüfung von Fahrtschreibern gemäß § 24 Abs. 4 KFG 
. . 

1967 hat erstmals im Jahre· 1988 zu erfolgen~ 

('3) Vereine und Gewerbetreibende, die gemäß § 57a Abs. 2 
KFG 1967 zur wiederkehrenden Begutachtung von im § 57a Abs. 
lit. b, c bzw.e KFG 1967 ~ngeführten Fahrzeugen ermächtigt 
sind, gelten auch zur aegutaChtung der im Art. I Z. 25 (§57a 
Abs. 1 Iit. bund c) bzw. Z. 2' (§. 57a Abs .• 1 lit. e) ange­
führten Fahrzeuge als' ermächtigt~ 

(4) Die im Art. I Z. 25 bis 27 (§ 57a Abs. 1 lit. b •. c.e 
und h) angeführten Fahrzeuge sind erstmals.am ~ahrestag 
ihrer ersten Zulassong im Jahre 1988 zu 'begutachten; § 57a 
Abs. 3 zweiter bis vierter s~tz KFG 1967 gilt sinngemäß . 

. , 
(5) Zugmischinen mit einer B~uartgeschwindigteit.von nicht 
mehr als 25 km/h un~erliegen .dem S 3611t. e KFG 1967 ab 
dem t. Mai 1989. 
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.' Ar.tikel .. IV 

~. (1) Wird von dem Recht auf Freihalturig des Kennzeicheris ge­
~äß § 43 Abs. 3 KFG 1967 Gebrauch gemacht und entsprechen die 
für das andere Fahrzeug zur Verfügung stehende Kennzeichenta­
feln nicht dem Art. I Z. 20, so ist die Gültigkeit der Kenn­
zeichentafeln auf drei Monate zu befristen. Der Zulassungs­
besitzer hat bei der Zulassung des anderen Fahrzeuges den 
Betrag für den Ersatz der Gestehungskosten für Tafeln ge-
mäß Art. I Z. 20 zu erlegen und die Tafeln inne~halb die-
ser Frist auszutauschen, andernfalls sind ihm die' nicht·dem 

: Art. IZ. 20 entsprechenden Tafeln abzunehmen; § 134 KFG 
. . . 

1967 gilt. sinngemäß. Die Befristung ist in den Zulassungs­
schein einzutragen. Die Ablieferung oder die Abnahme von 
Kennzei~hentafeln begründet keinen Anspruch auf Entschädigung. 

(2):Wird di~ Ausfolgung ein~r neuen Kennzeichentafel für eine 
nicht dem Art. I Z. 20 entsprechende beantragt (§ 50 Abs~ 2 

, ' . 

KFG 1967). so, gilt dies bei Kraftwagen und M~tordreirädern 
auch ~lsAntrag auf Ausfolgung einer neuen Kennzeichentafel 
anstelle der noch ~auernd gut lesbaren zweit~n Tafel; S 50 

Abs. 2 KFG 1967 gilt sinngemäß. 

(3) Abs. 1 gilt sinngemäß für die Hinterlegung der Kennzei­
chentafeln gemäß§ 52 KFG 1967; der. Zulassungsbesitzer. hat 
den Betrag für den Ersatz der Gestehun~skosten für Tafeln 
gemäß Art. I Z. 20 bei der Hinterlegung zu erlegen. 

Artikel 'V 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt,.so~eit im. Abs. 2 nicht an­
de~es bestimmt ist, mit dem Ablau~des Tages der Kundma­
chung in Kraft. 

(2) In Kraft treten . 
. . . a} Art. I Z •. 9 hinsichtlich des § 24 Abs. 4, Z. 2l 

(§ 55 Abs. 1 1 i t ~ a .und b).1' 
Z. 22 ·(S 55 Abs. 1 lit •. d), Z. 23 (§ 55 Abs. 1 

I i t. h),Z. 2 4 (§ 57 Ab s. 6 L,Z.. 2 5 ·e § 5} a Ab s. 1 
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li t • b und c). -Z. 2 6 (§ 57 a Ab s·. 1 li t ~ e). Z. 2 7 
(§ .5.7a Abs. 1 lit. h) und Art. 111 Abs. 3 und 4 
am ,. jä nner198~ ; 

b) Art·. :. I Z • 1'4 (§ 36 I i t. e) a m' 1. Mai 1 9 ~ 9 ; 

c) 

d) 

Art. : I z. 1.9 hinSichtlich des § 47 Abs. 5 und Art. I 
Z •. 45 (§'136 Abs'~ 3b) . 18 Monate nach Ablauf des 
Tages der Kundmachung .; 

Art. I Z. 20 (§ 49 ·Abs. 3) 12 Monate ·nach Ablauf des 
Tages der Kundmachung. Kennzeichentafeln, die dem Art·. 
I Z. 20 entsprechen, können mit Zustimmung des Antrag­
stellers bereits vor diesem Zeitpunkt aus~egeben.wer­

den. , 
e) ~rt. I .1.. 32 (§ 70 Abs. 3) und Z. 41 (.§ ·122.Abs. 1) . . 

'12 Monate nach Abl~uf des Tage$ der Kundmachung .. 

(3)Vero~dnungenauf Grunddi~ses Btiridesgesetzes können von 
~e~ s~jner K~n~machung folgenden' Tag-an erla~sen ·werden; 

. .' '.' '." . 

si~~reten frühe~tens mit den .betreffenderi Bes~imfuungen in i 

Kraft. 

- Artikel VI 

Oie Vollziehung dieses Bundes~esetzes bestimmt sich nach, 
§ 1 36 K F G 196 7 . ' .' 

. -;'. '." ," . ..... " 
. "'. 

..: : ". ~ ':.": ~ ':.' 
" ..... ,. 

.: "'~ - . :'-.""!-. , '<:;';.<':-:t 

·.f~{ .. ~·:'_:::~·;.:·~~(i .} .{. .' 
.~<':.:~.:~;\.~: ' ...... 

. ~ .. ,.'-' .~ , . ," . . " .. ".'~, . . ':'.: . 
,.-." ... '~" ~."-. ,,~ ~.:':-' .:, .. -. \ :.: ' .. \.: .•... " : .. .'.~ ... : ...... ;., .. " 

··~1-'~: . ' .. -:~" ;~,=,~:,:,:~,{~>(~",:~:,.~.:::;, -" .~~:'. -. ,.::"":;-~':':: 

~>~i :":, ... /, ... :., .-,'., '., 
i::.­
:~-. ',>;' 
.~ . 

....... 
~ . '. : ,..:.- . 

" . ~' .. .",', .. _.' 
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Vorblatt 

Problem: . 
. , 

Das Kraftfahrwesen ist wie kaum ein anderer Bereich einer 
steten Weiterentwicklung unterworfen. Dies macht es er­
·forderlich. die gesetzlichen Grundlagen entsprechend zu 
ändern. 

Ziel: 

Anpassung des Kraftf~hrgesetzes 1967 an die rechtlichen. 
administrativen und wirtschaftlichen Gegebenheiten. 

Inhalt: 

Novellierungsvorschläge zu den betreffenden Themen; diese 
werden in den Erläuterungen näher ausgeführt. 

Alternativen: 

Keine 

Kosten: 

Keine 

·> 
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Erläuterungen 

Vorbemerkung 

Bei der Redaktion de~ Novellen zum KFG ~ird stets der Grund-, 
satz-beachtet, eine ersatzlos aufgehobene Stelle (Abs., Z., 

--lit.) nicht wieder für ein anderes Thema tu vergeben bzw~ 
b~j Aufhebung einer"Stelle aus einer Folg~ die verbleiben­
den Stellen nicht neu zu numerieren;'dies geschiehtvor allem, 
um Mißverständnisse zu vermeiden und umZitierungen in der 
KDV, in" Erlässen und Formularen nicht ändern zu ..müssen. 

ZuArt. I 

Zu Z~ 1 (s 4 Abs. Ba): 

In Nachbarländern österreichs gelten seit einiger Z~it ,für 
zweiachsige Omnibusse'höhere Grenzwerte-für das höchste zu~ 
lässige G~samtgewicht (17,6 statt 16 t) und die' höchste zu-

- , . . 

lässige Achslast (11 statt 10 t)als in Österreich. Die Er­
höhung dieser Grenzwerte war in erster linie durch die in 

_ modernen Omnibussen vorhandenen erweiterten Sicherheits- und 
Komforteinrichtungenbedingt. Um WettbewerDsna~h~eile für die 

- 6~terr~ichische Wi~tsc~aft ~u vermeiden, ist daher ein~-An­
gleichung des KFG 1967 an diese Situation geboten •. D~rch die 
Vorschreibung einer entsprechenden ~traßenschonenden Bauweise. 
welche in der Kraftfahrge~eti~Durchfü~rungsverordnung .(KDV) 
noch im Detail auszuführen sein wird, wird die Straßenbela-

• 
stung neutral g~halten. 

Zu Z.2 (§5 -Abs. 1) und Z. ·3 es 5 Abs. 3) 

. .. 
. . 

Aus Sicherheitsgründen unterliegen gewisse Arten von 

Teilen und Ausrüstungsgegenständen vOn K~aftfahrzeugen und. 

Anhängern einer von der fahrzeuggenehmigung ge-

trennten ~pengenehmigung. Dies ~st einin-vieien Staaten 

aßgewendetes Verfahren, das durch ein.internationales 

Übereinkommen (.ECE-Homologisie~ngsübereinkommen, BGBi • 
.. . " 

Nr. lT7/1971) über die'~nternationale Anerkepnung der' .' ' . 
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Die in der bisherigen Fassung des 15 Abs. 1 gegebene 

,Beschränkung auf Fahrzeuge, die für den Verkehr in 
, , 

Österreich bestimmt sind, sowie die im Abs. 3 be-

~tehende Ausnahmeregelung für einzelgenehmigte Fahrzeuge 

oder Fahrzeuge nic~t mehr erzeugter Typen hat zu Miß­

bräuchen geführt, in.dem nicht genehmigte Teile und Aus­

rüstungsgegenstände unter dem Vorwand einer Verwendung 

im Ausland oder zur Versorgung beliebiger einzelgenehmigter 

Fahrzeuge an - oder feilgeboten und verkauft wurden. 

Durch die Änderung des Abs. 1 entfällt der yorwand d~r Ver­

sorgung mit im Ausland zu verwendenden Teilen und Ausrüstungs­

gegenständen •. 

Durch die Änderung des Abs. 3 werden nur de~ besonderen Form . 
oder Eigenschaft von Fahrzeugen angepaßte Einrichtungen von 

der Typengenehmigungspflicht ausgenommen, wobei es sich noch 

dazu um einzelgeqpmigte Fahrzeuge handeln muß, was die nach 

der·Praxis in großen Stückzahlen in ÖSterreich vorhandenen 

Fahrzeugtypen ausschließt. 

Dadurch wird die Nachfrage nach nicht genehmigten Einrichtungen 

sehr gering sein, und nur Spezialgeschäfte und Markenwerkstätten 
werden gewillt und in der Lage s~in, solche Einrichtungen 

feilzubieten~ Bei Feilbietung ;z.B.· in Groß-{Super-)Märkten 

sind, da die~in der Regel nur für den Massenverkauf einge­

richtet sind, daher stets Bedenken hinsichtlich einer 

Übertretung des § 5 Abs. 1 gerechtfertigt. 

zu lit. b: Der bisherige Begriff -fahrzeuge nicht mehr erzeugter'.' 
Typen" soll nunmehr nur solche umfassen. deren Type 
vor dem Inkrafttrete.n der Genehmigungspflicht des S 5 
Abs. 1 KFG (S 2.KDV) für .den' betreffenden Teil oder 
AusrOstungsgegenstand genehmigt wurde} diese Fahr­
zeuge' sind 'jedoch. ~ i cht ·genere 11, sonde:rn. nurh i n­
sichtlich des' betreffenden Teiles oder Ausrüstung~ge­
genstandes von § 5 Abs~ 1KFG befrei~; vgl. auch S 132 
Abs. '8 KFG. 
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.J Zu Z. 4 (§ 6): 

Angleichung an das i~ § 65 Abs. 1 Z. 2. Gruppe F v~rwendete 
Kriterium für Zugmaschinen. 

Zu Z. 5 e§ 6 Abs. 7a): 

Für di~ hier angeführten Fahrzeuge soll die Ausrüstung mit 
Antibl~ckiereinrichtung vorgesc.hrieben werden. Bereits ge­
netlmi gte Fahrzeuge bzw ~ Typen sind ausgenommen; .s. Art. 11 I 
Abs. 1. 

Zu Z. 6 es 7 Abs. 1): 

Die Frage der Kongruenz der Winterreifen mit der Bauartge­
schwindigkeit des Fah~zeuges soll wegen des stetigen Wechs~ls 
der erzeugten und im Handel erhältlichen Reifen durch Ver­
ordnung geregelt werden; s. Z. 10 (§ 26a Abs. 1 lit. f). 

Zu Z. 7 es 20 Abs. 4) und Z. 8 (s 22 Abs. 4): 

Die Beurteilung der'Voraussetzungen für die'Bewilligung .von 
Blaulicht und Tonfolgehorn kann auch bei den Behörden I. In­
stanz erfolgen; über Berufungen 'hat dann der landeshauptmann 
zu entscheiden. 

Zu Z. 9 '(§ 24 Abs. 4bis.6 ): 

Die Verwendung des Fahrtschreibers als Nachweis für die Arbeits-
. , 

und Ruhezeiten macht ~s erforderlich, diese Gerä~~ fachmännisch 
zu warten und. gegen uribefugte Eingriffe (durch eine Plombe) 
zu s.ichern. Daher soll eine diesbezügli~he, dem § 57a n'ach-
·gebildete Regelung getroffen werden. 
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Zu Z. 10 (S 26a Abs. 1): 

Siehe zu Z. 6 

Zu Z. 11 (S 28 Abs. 3): 

Durch diese grundsätzliche Bestimmung soll verhindert werden, 
daß ~ auf Antrag der Partei - sinnlos niedrige höchste zu­
lässige Gesamtgewichte bzw. Nutzl·asten festzusetzen sind, wei­
che in kei nem Verhä I tn i s zur wi rtschaft lichen Nutzung· des 

. Fahrzeuges stehen. Die Möglichkeit eine~ Ausnahm~genehmigung 
,gemäß § 34 bleibt.~nberührt. 

Zu Z. 12 (§ '30 Abs. 2): 

Hier soll die Möglichkeit geschaffen werden, einheitliche 
Typenscheine (Format und Inhalt) vorzuschreiben. 

Zu 

zu Z. 13 (§ 35 Abs. 7a): 

Derzeit muß das ~undesministerium für öff.ntliche Wirtschaft 

und Verkehr Belegstücke für erteilte Genehmigungen aufbe­

wahren. Im Laufe der Zeit hat sich hiefür ein .großer Platz­

bedarf ergeben, weil sehr zahlreiche Sturzhelme, Reifen, 

Sicherheitsgurte, Scheinwerfer, usw. zu lagern sind. Nunmehr 

soll ,es möglich ~ein,den Antragsteller zu verhalten, sol­

che Belegs~ücke selbst zu verwahren. 

Z. 1 4 (§ 36 lit. e) : 

Siehe zu Z. 25 (§ 57a Abs. 1 lit. h) 

Zu Z. 15 und 16 : 

Siehe zu Z. 1 (§ 4 Abs. Ba). 

Zu Z. 17 (S 40'Abs. 4): 

Bei der eingeschränkten Zula~sung und bei der Bewilligung von 
Groß- bzw. S~hwertransporten (§ 45 Abs.5, § 46 Abs. 3, S 82 
Abs. 5, S 101 Abs. 5 und § 104 Abs. 9) hinsichtlich yo~zwei 
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ländern h~ben die .. landesha:uptmä~ner einvernehml ich zu en"t-:-

scheiden. Dieses System läßt sich problemlos auch für den Fall 

anwenden. daß drei oder mehr Länder durchfahren werden. Aus 

praktischen Gründen soll bei d~r Zulassung der für den Standort, bei den 
o.a. Bewill igungen auf. Äritrag auch der' für den Ausgangspunkt der Fahrt bzw •. ; 
den GrenZÜbert~!tt örtlich zustän.dige' landeshauptmann das Verfahren·im Ein-

vernehrnen mi t den anderen durchführen •. --_ ..... __ ... 
Zu Z. 18: 

Siehe zuZ. 1 (§ 4 Abs. Ba) 

Zu Z. 1 9 (§ 47) .: 

Allgemeines: 

S 4~ sieht in der bisherigen Fassung Nor,· daß 
die Zulassungsbehörden bzw. der 'Bundesminister für Lan­
desverteidigung eine ~artei zu führen haben~ ~us der 
verschiedene Auskünfte zu erteilen sind. Die Führung 
dieser Kartei auf konventionelle Art brin9t nicht zu­
letzt aufgrund der großen Zahl angemeldeter Kraftfahr­
zeu<J'e erhebliche' Schwier1.gkeiten mit sich. Es sollten 
daher' die Rechts9rundlagen dafür .geschaffen ~erden, 
diese Kartei als Zulassungsevidenz mittels elektro­
nischer Datenverarbeitun9 zu führen. 

Damit wird ferner eine weitere voraussetzung' dafür ge­
schaffen, den Z~lassun9svorgan9 bei den Behörden durch 
EDV-Einsatz zu vereinfachen und zu beschleunigen. 

Die Bestinunungen über die Auskunftsert:eilung sollen im 
wesentlichen unverändert bleiben, sie sind jedoch den 
Erfordernissen des Datenschutzes und den technischen 
MögliChkeiten, die mit dem EDV~Einsatz verbunden sind, 
anz\Ipassen. 

Neu vorges~hen ist· die EinriChtung ~iner'ze~tralen Zu­
lassungsevidenz, welche beim Bundesmini~terium für' In­
neres .eing~iichtet und vor a!lem Fahndungszwecken die­
nen soll. Die;; bedingt eine Anderung auch des S·· .136 : 
K F G;· s. z. 4 ~.. . . . 

Zu den einzelnen Bestimmungen: 

·Zu Abs. I: 

.' Oi~ Bestimmung bleibt im wesentl iehen .glei.~h. Aus· 

. Grunden des Datenschutzes' werden die Datenarten, welche 
ifl'die Evidenz aufge..aommen werden,'detalliert'angeführt 

.. sowie der %eitpu~ktfestgelegt., .in dem .. Zulassungdaten 
.' spätestens gelösc~tverden müssen. . 

I. 
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Zu Abs. 2: 
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6 

Auch 'diese ~estimmung bleibt im'",esentlichen gleich;, 
di's Entstehen eilter Aus~lJllftsverpflichtung bleibt an. 
die-Angabe des Kennzeichens gebunden. 

Zu Abs •. 2a: 

Wenn es die Ausstattung der Behörde (mit EDV-Anlage) er~ 

laubt, s611 die Auskunft auch beJ Angabe eines -geeigneten 
Suchkriteriums" zu er~~~len sein, welches auch in einem 
Fragment des Kennzeichens, in zusätzlichen Angaben über 
das Fahrzeug usw. bestehe~ kann. Der landeshauptmann soll 
die ~~ Fr~ge ko~menden Behörden durchVerordnu~g bezeichnen. 

Zu Abs·. 3: 

Diese Bestimmung bleibt im wesentlichen gleich. 

Zu Abs. 4: 

Vergleiche S 365 Abs.3 GcwO 1973 idF der 
Novelle BGBI. Nr. 619/1981. Die mit der Führung 
des Gcwerbcrcgistcrs durchEDV zusammcnhan-

"genden Fngen, insbesondere des Datenschut%CS, 
, treten in gleicher Weise auch bei der Führung der 

Zulassungskanei auf, insbesondere bei den Ver..; " 
ständigungender Finanzämter. des Öst~rr. 
Stat. Zentralamtes und der Versicherungs­
unternehmungen über die An- und Abmeldungen 
bzw. die Zuweisung eines Kennzeichens. 

Zu Abs~ 5: 

I 

I 
I 

I 

. Das Bundesminis~eri~m f~r~Inneres f~hrt zur Zeit auto­
mationsunterst~tzt die KFz-zuiassungsevidenz der Bun­
despolize"idirektioo Wien. Die in dieser Evidenz" enthal­
tenen"Informationen werden im Wege des ~essortei~enen 
Datenfernvera'cbei tungsnetzes im Rahmen des 'Elektro-
nischen Kriminalpolizeilichenlnformationssystems 
(EKIS) rund um die Uhr für Abfragen bereitgehal~en. Au­
ßerdem ist es möglich, 'Spezialauskünfte, z.8. über 
Fragmente von Kennzeichen;Fahrgest~llnummer·oder _ 
Motornummer unter anderem bei Verkehrsunfällen.it 

""Fahrerflucht zu erhalten. Das Bundeslllinisteriulll für In­
neres beabsichtigt, in den nächs'ten Jahren derartige 
EPV~unterstötzte Zulassungsevidenzen fördie anderen 

~drei%ehn Bundespolizeidirektionen einzurichten • 

. Damit könnten die genannten Auskünftez.B. im Fahn­
dungsfall jedoch nur-über. Kraftfahrzeuge erfolgen, vel-

'" cbe~ei Bund~spolizeidirektionen zugelassen wrden. " 
, .- .... 

: Sei ~iner autQmationsunterstütztenFührung öer Zulas­
'sungsevidenzen von Bezirkshauptmannschaften wäre es 
notwendig, die Daten gleichfalls rund um die Ohr, an 
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samstagen, Sonn-und Feiertagen den Sicherheitsorganen 
für Abfragen zur Verfügung zu stellen. Um den Aufbau . 
mehrerer, im Extremfall acht verschiedener Datenfern­
verarbeitungsnetze der Bundesländer für die Zulassungs­
zwecke und den kostspieligen Rund-um-die-Uhr-Betrieb in 
mehreren Rechenzentren zu vermeiden, erscheint es nahe­
liegend und ~irtschaftlich, das bestehende Datenfern­
verarbeitungsnetz des Bunde~ministeriums für Inneres 
sowie dessen Rechenanlagen für Anfragen der Sicher­
heitsbeh8rde~ und Sicherheitsdienststellen zu benijtzen. 
Aus rechtlichen, organisatorischen und finanziellen 
Gründen ist es aber notwendig, eine eigene Kompetenz 
des Bundesministers für Inneres zur Führung einer der­
artigen Eviden~ zu schaffen. 

-
Dabei w.erden aus Datenschutzgründen die Datenarten mog-
liehst detailliert angeführt und die Auskünfte aus 
dieser Evidenz auf Zwecke des Verfassungsschutzes, der 
Strafrechtspflege oder eines Verwaltungsstrafverfahrens 
beschränkt. 

Durch diese Evidenz des Bundesministers für Inneres 
wird daher die primäre Auskunftspflicht der Zulassungs­
beh8rden nicht berührt. 

Zu Z. 20 (§ 49 Abs. 3): 

Zum zweiten Satz siehe Anhang 2 l. 2 des Wiener übereinkom­
mens Ober den Straßenverkehr, BGBI.Nr. 289/1982 wo eine 
Mindestsichtbarkeit auf 40 m (derzeit 20 m)gefordert wird. 
Hinsichtlich der Motorfahrräder kann es bei der derzeitigen 
Sichtbarkeitsentfernung bleiben. Die Farbe des Gru~des 
der Täfeln iü Z. ·1 {Vorschlag weiß) wfr-a gegebenenfalls 
noch auf gelb geändert •. 

Zu Z. 21 bis 27 (§ 55 Abs. "1 "und § 57a Abs. 1): 

Durch die 9. KFG-Novelle, mit der die jährliche behördliche 
OberprOfung auch der Neufahrzeuge vorgeschrieben wurde,_wird 
die Kapaziiät ~er Bundesprüfanstalt ~fOr Kraftf~hrzeuge in 
Wien sQwie der Oberprüfungseinri~htungen d~r Länder."so über­
fordert, daß die wiederkehrende OberprOfung- oft nicht frist­
gerecht erfolgen kann. Als Lösung bietet Sieh-an. bestimmte 
kleinere Fahrzeugarten der wiederkehrenden Begutachtung 

" . 
(§ 57a) zu unterstellen. Hiefür kommen in Frage: 

Taxis und Mietwagen, 
LKW und ~pezialkraftwagen bis zu einem höchsterizu­
lässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 3500 kg. 

I 

"I 

, 
li 
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Zu Z.-23a CS 57 Abs. 3): 

r Gemäß S 57 Abs. 3 ist der landeshauptmann verpflichtet, den 
Sa.chvers'tänd i gen die für di e wiederkehrende überprüfung der 

~ Kraftfahrzeuge gemäß S 55 ~rforderlichen Einrichtung~n zur 
Verfügung zu stellen. Diesen Amtsaufwand hat daher das land 
zu tragen. 

Der Zulassungsbesitzer hat für die überprüfung einen Kosten­
beitrag zu leisten. Dieser Beitrag fließt dem land oder 
dem Bund zu, je nachdem ob die Zulas~ungsbehörde eine lan- . 
desbehörde (BH) oder eine Bundesbehörde (BPoIDion) ist. 

Für die Fälle, in denen der Kostenbeitrag dem Bund zu­
fließt, das land .aber den Amtsaufwan(l für die Prüfe i n- . 
ric~tung~n zu tragen hat - also immer dann, wenn eine Bun­
despolizeidirektion ein Kraftfahrzeug einer landes prüf­
stelle zur Überprüfung zuweist - ist ein Aufwandersatz vor­
gesehen. 

Auch wenn oer vom Zulassungsbesitzer geleistete Kostenbei­
trag nicht kostendeckeno ist, ist der Aufwandersatz nach 
oen dem land tatsächlich erwachsenen Kosten zu bemessen 
(vgl. VfGH A 6/80-3.4 vom 13~.1.o.1986) .. Daraus ergeben sich 
nicht unbeträchtliche "Verzerrungen". Darüber hinaus ist 
der im Einzelfall zu ersetzende Aufwand nur sehr schwierig 
zu ermitteln (vgl. das 6·Jahre währende Verfahren beim 
VfGH betreffeno die Klage des landes Oberöster~eith gegen 
die Republik Österreich, A 6/80-34 v. 13.10.1986). 

Aus diesen überlegungen soll daher der Aufwandersatz~icht 
höher $ein als der Ko~tenb~itrag für die betreffende Fahr­
zeugprüfung. 

Zu Z. 26 CS 57a Abs. 1 lit. e): 
Na,ch einem Vorschlag der BundeslC"ammer de.r ·.gewerbl ichen 
Wirtschaft sollen alle Zugmaschinen ohne Rücksicht auf 
~~bre Bauartgeschwindigkeit der wiederkehrenden Begutach-
1~ng unterworfen werden. 
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(Z. 2~ bis 31 und 34 entsprechen den Z. 1 bis 5 der Regierungsvorlage 
466 der Beil. XVI. GP). 

Zu Z. 28 (S 66 Abs. 2 lit. a): 

Im Falle einer so hochgradigen AIkoholisierung, 
daß die Zurechnungsfähigkeit ausgeschlossen ist, 
ist das Lenken eines Kraftfahrzeuges nicht nach 

'.§ 99 Abs: 1 StVO, sondern. nur noch nach An. IX 
Abs. 1 Z 3 EGVG strafbar. Für diese Fälle ist aber 
zum Ve.rlust der V erkeh~szuverlässigkeit die h:i u -
f i g e Begehung erforderlich. Daher soll. die lit. 3: 

nur· auf andere Verwaltungsüberuetungen, nicht 
aber .auf das Lenken von Kraftfahrzeugen anzu- . 
wenden seiq. 

Zu Z. 29 (S 66 Abs. 2 lit. e): 

In Anbetracht der häufigen Fälle von Alkoholi­
sierung . ist es nicht mehr vertretbar, im Falle der 
erstmaligen Übenretung des § 5 Abs. 1 StVO ohne 
Verschulden eines Unfalles die Verkehrszuverläs- . 

. sigkeitnoch als gegeben anzunehmen, zumal alko- . 
holisiertes Lenken, gleichgültig,· ob ein Unfall ver­
schuldet wird oder nicht, eine Sinnesan (Abs. 1) 

-offenban, die den Lenker als nicht verkehrszuver­
lässig erscheinen läßt. Diese Rechtsansicht wird 
auch vom "wGH vertreten, wenn er das strafbare 
Verhalten unabhängig von seinem Erfolg beurteilt 
(Erk. vom 21. 5. 1970, ZI. 1192/68).'- Siehe fer-:-
ner zu lit. a. In den ~rundsätzen der 
Verkehrspolitik" der Koalitionsvereinbarungen 
wird hiezu ausgeführt, daß die.Entzi~hung der 
lenkerberechtiguhg wegen m~ngelnder Ver­
kehrszuv~rläs~igkeit auch.bei erstmaliger AI­
koholisie~ung nur.innerhalb der ersten drei' 
Jahre ab ~rwerb der lenkerberechtigung mög­
lich sein soll. Dies wird damit begründ~t, daß 
Anfänger &in höher~s Risiko~otential darstel-

. len und dies bei Alkoholbeeinträchtigung dann 
besonders gefährlich wäre. Hiezu führt das 
Bundeskanzlera~Verfassungsdienst aus: 

• 
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"Es ergeben sic~ keine Anhaltspunkte für die 
in Aussicht genommene Einschränkung der An-. 
wendung dieser" Regelung auf die ersten drei 
Jahre ab Erw~rb der Lenkerberechtigung~ Im 
lichte des Art. 7 B-VG müßte diese Einschrän­
kung besonders begründet werden. S.lbs~ wenri 
es sich bei der Personengruppe. die erJt kurze 
Zeit in Besitz einer lenkerberechtigung" ist. 
um eine besondere Risikogruppe handeln mag. 
so vermag dies allein noch keine sachltch~ 
Rechtfertigung" zu b"ieten. sie hinsichtlich der 

" . 
Folgen einer Alkoholisierung anders zu behan-
deln als andere Besitzer einer lenkerberechti­
gung. Oie Unerfahrenheit diese~ Gruppe steht 

" " 

in keinem Sachzusammenhang' mit der Beurtei­
lung der Verkehrssicherheit auf Grund der 
Alkoholisierung -sodaß "die unterschiedliche 
"Sanktionierung" dieser Alkoholisierung sach­
lich nicht gerechtfertigt erschefnt'(vgl. 
VfSlg. 8600/1979)." 

."" 

Zu Z. 30 (S 66 Abs. 2 zweiter Satz): 
, Es handelt sich lediglich. um eine Anpassung die- " 
seS Satzes an die Neufassung der bestimmten Tat­
sachen des Abs. 2 insofern, .als einerseitS die Nen­
·nung der lit. e entbehrlich wird (keine Wied~rho­
lung mehr" erforderlich) und andererseitS die 
Anführung des S 83. ~tGB, bei dem ja Wiedeiho;,. 

" lung Tatbestandsmerkmal ist, SYStematisch fällig ist. 

Zu Z. 31 (§ 66 Abs. 3 lit. b): 
Siehe" zu Abs. 2 zweiter Satz . 

."' .. ' : .... , 
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"Zu Z. 32 es 70 Abs. 3): 

Das nunmehr im S 122 Abs. 1 lit.d (siehe Z. 41) vorgesehene 
Teil-Fahrschulobligatorium muß allgemein gelten, da einerseits 
für die Gruppe A Obungsfahrten nicht zulässig sind und anderer­
seits für die Gruppe B 'keinerlei Ausbildung vorgeschrieben i~t. 

Hinsichtlich der Gruppe C ist diese Bestimmung nur anzuwenden, 
wenn diese Gruppe angestrebt wird, ohne daß der Bewerber bereits 

.. die Gruppe B besitzt. In die~em Fall ist die Mindestausbildung 
für GruppeB nachzuweisen. 

Zu Z. 33 es 70 Abs. 6): 

Vgl. S 114 Abs. 4 Z. 5 lit.a. Auch bei der Prüfung soll der Kan-
, , 

didat die Fahrübungengemäß Abs. 3 lit.b allein im Fahrzeug 
sitzend durchführen können . 

• 

Zu Z. 34 es 73 Abs. 2 zweiter Satz): 
Die derzeitige Mindestentziehungsdauer von 

drei Monaten war insbesondere darauf abgestellt, 
daß, wenn kein Unfall verursacht wurde, dieLen­
kerberechtigung erst im Falle der zweiten Alkoholi- ; 
si~~ng enü.og~n werden -konnte. Da Alkoholisie­
rung am Steuer nunmehr immer als Entziehungs­
grund gelten soll, wäre die Mindestentziehungs­
dauer auf einen Monat zu senken, um die individu-

, elle "Sinnesancc
, das ist die persönliche charakterli~ 

"ehe Einstellung, besser ,berücksichtigen Z':l können; 
es muß nämlich zB differenzien werden' zwischen 
jemandem, der mit 0,9%0 Blutalkoholgehaltzu 
einer dringenden Hilfeleistung, mit der er nicht 
rechnen mußte, gerufen wird, ~nd jemandem, der ; -
nach einem ausgedehnf:en Gasthausbesuch mit "2%0 
heimfährt. 

,Zu Z. 35 und 36 (§ 102 Abs. 12): 

Nach ge~tendem :Recht kann gege~ eine~ Qber~Qdeten Lenker 

nur gemäß § §' 76 Abs. 1 und 102 Abs"" 12 lit.r :" KFG wi'rksam 
. 

. eingeschritten werden, d.h. er k~nn am L~nken odei an der 

-Inbetriebnahme d~s Fahrzeugesgehinde~t werden. Solche 
, ~ 

Maßnahmen ~etzen aber einen außergewöhnlichen ErmOdungszu-

stand des Lenkers voraus. 
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Die Fälle, in denen die vorgeschriebenen Ruhezeiten nicht 

eingehalten oder die höchs~zulässigetägliche Lenkzeit über­

schritten wird, ohne daß der Lenker zugleich auch außerge­

wöhnlich ermüdet wäre, sind derzeit von § 102 Abs. 12 

aber nicht erfaßt. Hier kann daher nur mit Anzeige und 

Strafe, nicht aber mit sofortigen~wangsmaßnahmen vorgegan­

gen werden. 

Auch die arbeitszeitrechtlichen Regelungen sehen keine un­

mittelbaren Eingriffsmöglichkeiten gegenüber dem Lenker vor, 

da NQrmadressat,dieser Bestimmungen der Dienstgeber ist. 

Aus diesen Gründen ist es daher-erforderlich, im KFG ·vorzu­

sehen, daß auch bei der Oberschreitung der für Lenker gel­

Lenden arbeitsieitrechtlichen Bestimmungen ent~prechende 

Zwangsmaßnahmen gesetzt werden. 

Im Hinblick auf ~ie Angleichung an die im EG-Raum geltenden 

Regelungen sollen auch ausländische Maßstäbe bei der Beurtei­

lung der höchsten zulässigen Dauer des Lenkers und des Min­

destausmaßes der Ruhezei ten herangezog~n wer.den können. 

Zu Z. 37 (§ 103 Abs. 3): 

Die hier er faßten Regelungsinhalte sind dem ~ompetenztat-

bestand Arbeitnehmerschutz zuzuordnen und stellen daher 

eine sogenannte "lex fugitiva" dar. Im Hinbli~k darauf, 

daß dUrch di~ neu~ Bestimmung des § 102 Abs. 12 lit.h auch 

wIrksame Sanktionen gegen die Verletzung arbeitszeitrecht­

lieher Regelungen geSChaffen werden ist es v~rtretbar, den 

"sachfremden w § 103~Abs. 3 ~ufzuheben. 

Zu Z.· 38· (§ 1 06 Ab s • 3): 
Da es bei der Beförderung von Kindern in Omnibussen immer 

'wieder zu Uniukömmlichkeiten kommt, welche abe~ durch die 
Rechenformel (Kinder unter 5 Jahren werden nicht, Kinder 
von ~ bi~ 14 Jahren werden ·als~·hab~Personeri gezählt) . 
formell'gedec~t erscheinen, ioll diese~orm~l nur auf PKW 

.. und Kolilb i nat ionskraftwagen ·ariwendb.ar sei n. 
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Zu Z. 39 (S 108 Abs. 1) und Z. 40 (S 108a): 
.' - , 

Bisher war das entgeltliche Weiterbilden von Besitzern ei-
~. ner lenkerberechtigung den fahrschulen vorbehalten. Nun­

mehr sollen fahrschule'n und auch andere Institutionen,' wenn 
sie über die entsprechenden Voraussetzungen verfügen, vom 
landeshauptmann - analog zu S 40 Abs. 6 und 7 GGSt - zur 
'"Unterweisung in besonderen fahrfertigkeiten" ermächtigt 
werden. 

Zu Z. 41 e§ 122 Abs. 1): 

,Im Interesse der Ver~ehrssicherheit an einer gediegenen ~usbil­
dung'sollen die Bewerber um eine Bewilligung für übungsfahrten 
wenigstens ein gewisses Maß an FahrschulausbilduOg genossen ha­
ben (lit.d);' diese wird hauptsächlich im Bereich der sog. Ge­
fahrenlehre und von bestimmten fahrübungen bestehen. Vgl. auch 
zu §70Abs. 3. - Die Verkürzung der Frist in lit.a von drei 
auf zwei Monate ergibt sich daraus, daß d~r Bewerber die fahr­
schule nicht früher als drei Monate vor Erreichung des Mindest-

, , 

alters besuchen darf (§108 Abs. 2 zweiter,Satz)' und dies aber 
Voraussetzung gemäß lit.d für die Erteilung der Bewilligung ist. 

Zu Z. 42 (§ 1~0 Abs. 2) tirid Z. 43 e§ 130 Abs. 3): 

Auch die feuerwehren sollen im Kraftfahrbeirat vertreten sein. 

Zu Z. '44 (§ 136 Abs.'l 'lit.c): 

Siehe zu S 103 Abs. 3. 

Zu Z. 45 (S 136 Abs. 3b): 

Si~he zu Z. 17(§ 47 Abs. 5) • 

. -
, , 

• 

',<, , ',' " 
,,,,> '.' , 
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Zu Art. 11: 
Fahrzeuge, die auf Grund ihrer von dem ,. Jänner 1984 er­
teilten Typengenehmigung keine Sicherheitsgurte für die 
hinteren Sitze aufweisen müssen,' sollen ab 1989 nicht mehr 
erstmals zugela~sen werden dürfen •. 

Zu Art. I I I: 

Zu Abs. 3: 

Di~ ~emäß.§ 57a Abs. 2 erteilten .Ermächtigungen sollen ex 
lege auch auf Ta~i~ und Mietwagen bzw. auf Zugmaschinen mit 
einer Bauartgeschwindigkeit unter 25 km/h'ausgede~nt wer­
den. HinsichtliC~ der LKW bis 3_500 kg höchst~s zuläs~iges 

Gesamtgewicht muß jedoch ein eigenes Ermächtigungsverfahren 
durchgeführt werden. 

Zu Abs. 5: 
Die neu der wiederkehrenden Begutachtung unterstellten 
Fahrzeuge unterliegen auch dem § 36 lit. e über die Führung 
der Begutachtungsplakette. Taxis und Mietwagen hatten scho~ 
bisher eine Plakette (Se § 57 Abs. 6 dritter Satz); die 
LKW erhalten sie bei der ersten Begutachtu~g~ für sie tritt 
§ 36 lit. e erst mit1. Mai 1989 in Krait (siehe zu ,Art. IV 
Abs. 2 lit. b). Da die Zugmaschinen unter 25 km/h vom Zitat 
des § 57a Abs. 1 lit. abis 9 im ,§ ~6 lit. e erfaßt werden, 

, 
würde die Plakettenpflicht für sie bereits mit Kundmachung 
dieser KFG-Novelle. eintreten. 

Zu Art •. IV : 

Da ein ~wangs~mtaus~h der Tafeln innerhalb einer relativ 
kurzen Frist.- obwohl dies aus.Sicberhei~$grönden zu for­
dern wäre - an den M'ögl Ichk'ei ten der ".Zulassungsbe~örderi" 
~cheitert. wäre ein Umtausthvorzunehmen. wann immer eine 
Amtshandlung mit Bez~g auf die 'Kennzeichentafeln vorgenom­
men ~ird. Hi~r A1Uß ab'er davon a'usgega"n'gen werden. daß "sich 

. .' . . . 

'Die Behörde nicht Austauschtafeln für sämtl i'che. von ihr' . . - . , . 
z~gewiesene Kennzeichen aufLager legen kann. sond~rn d~ß 

. die neuenTafelne~stim Zuge ~er Amtshandlung besteilt " - -'.. . - . 

we~den können. wobei die Anfertlgun~"st~ts"eine gewiss~ 
Zeit In Anspruch ~ehmen muß. 

' .. "':.}. " 

, 

./ 

" ! 

,1 ••.. 

t 
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Zu Abs. 1: 

Der häufigste Fall: Abmeldung und gleichzeitige (oder inner­
halb der Anfertigungsfrist erfolgende) Zulassung eines Er-

'- . 
satzfahrzeuges bei Beibehaltung des Kennzeichens. Um die 
Benützung_des neuen Fahrzeuges un~erzüglich zu ermöglichen, 
soll hier die Verwendung der alten Tafeln befristet vorge­
sehen werden. 

Zu Abs. 2: 

Bei der Neuprägung einer Tafel soll die ganze Garnitur aus­
getaußcht werden. 

Zu Abs. 3: 

Auch bei der Hinterlegung der Kennzeichen ist der Austausch 
vorzunehmen, wobei auch dafür vorzusorgen ist, daß die Wie­
derausfolgung noch vor Fertigstellung der neuen Tafeln be­
antragt wird. 

Zu Art. V: 

zu Abs. 2 lit. b: 
Am 1. Mai 19'9 ist die viermonatige "Toleranzfrist" auch 
für die im Dezember 1988 zu begutachtenden ,Fahrzeuge abge­
laufen .Ab diesem Zeitpunkt 'müssen daher alle lKW bis 3 500 kg 
und alle Zugmaschinen unter 25 km/h eine,Plakette führen. 

Zu Abs. 2 lit. c: 
Das Bundesministerium für Inneres benötigt diese Frist zur 
Einrichtung der Fahndungsevidenz. 

Zu Abs. 2 lit. d-: 

Für die Vorbereitung ist ein Zeitraum von einem Jahr nach Kund­
machung erforderlich~ Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
zwingend eintretenden Vorschriften der Art. t Z. 20 und IV 
können mit Zustimmung der Partei bereits vorher ~ entspre­
chend den adm'i ni strati ven Möglicbkei ten - angewendet wer-
den. 

Zu Abs. 2 l·it. e: 

- Die~e rrist ist z~r.rechtzeitigen Erlassung der betreffenden 
Verordnung'erforderlich •. 

i 

I 
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(1) Telle und AUMOStunpgegeMllnde 'Von Kraftfabrzeugen und Anbln· 

o gern, eHe far die Vetkehrl-~ BetriebMlcheJlheIt von besonderer Bedl!utung 
lind und ~ 4m Hln'bllek .~ thre Bauart und Wirkungsweise eIIIler von der 
Mfuag des IWlne'ilg" (t 29 Ab •• 4 und f 31 Ab •• 3) getrennten Prüfung.' 
unlerzogt!ll werden müssen, dOrfen, unbeschadet der Aba. 3 und 5, fUr 
Fahrzeuge, die für den Verkehr In Österreich bestimmt sind, nur feilgeboten ' 
oder verwendet werden, wenn 

a) ... unbelduldet der Besllhnmungen des Ab •. 3 einer gemlD , 35 Abs. I 
genehmlgten Type oder elner im Ausland genehm1gtten Type angehö. 
ren, dereq Genehmigung gemlD t 35 Abs.4 anerkannt wurde, 

b) wie elen ftlr wh! geoltenden-Bestdmmungen entspnu:ben und 
cl an 4bnen das :!-lir 'CMese Type restgesetzte Genehmlgunque1cohen vC'lI·. 

stlndig *btlbar und dauemd gut lesba·r und unverW'ischbar angebracht 
itrt. . . 

Dal vlelohe gUt far das 'Petlbleten und Verwenden von Sturzhelmen Uh 
KMfUahrer lowie rar das feilbieten und Mttfüh-ren von Warne.lnrlchtungen 
It 89 Abi. 2 StVO 1960). ·Das Anbieten solcher Teile. AusrUstungsgegenstän­
••.• r.' 'U?he!-.. ,~ .. W.ifl4llnJlk.btun,., an einen größeren Klreb 'Von Perso­
nen wtrd dem relt"ielim gl .. lchgehcli~c::. 

- .. 'J"'"'W.'''"''~, 

':- ; 

-----------.--------

i"" • Bundesgesetz vom .""""""""""""""" , mit dem 

das Krortrahrgesotz 1967 geändert wird (11. Krart­

fahrgesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Kraftfahrg~setz 196~,BGB.Nr. 267, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBI.Nr. 106/1986, wird geändert wie folgt: 

1. Dem S 4 wird angefügt: 
"(8a) Bel zwelachsl~en Omnlbusseri In besonders straßen­
schonender Bauwelsp. dürfen das 1m Abs. 71ft. a ange­
führte Ges~~tgewlcht und die Im Abs. 8 erster Satz an­
geführte Achslast um bis zu 10 v.H. überschritten werden." 

2. Im S 5 Abs. l' erster Satz entfallen die Worte: "fUr Fahr.­
zeuge, die fUr den Verkehr 1n österreich bestimmt sind,". 
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;#', 

~r-::,.'.i~~' :"!.':' ·1':):'l~~..lJ •• ,,..;.,(. 

' .. ' 

... ~':,;..'. -;- ":::. . 

i'. .'~' ~'" . 

,-- . (3j:-Äür-otchi -1TPen~ehm1gt.. TeI:kt und A~,rÖstu~~;tinde, die 
zur V.rw.ndung .ur "nuln gen8hmtgten p.hne\lgen od~r zur Versorgung 
von fabneugen rr1C'bt IMbr erzel11Jter Typen bestimmt wind, Ist Abs.1 nokhl 

. anzuwenden. . 

... 
" ,,: 

; .. !' 

' .. 

.i.,:~ 

. ,,: . 

···~äe;t·KNitWaVtn muÖ oder tenkereiM oder im Abi. I .• ~geftiliiien 
BremMnlagen betltigen tönnen, wenn er die Lenkvorri'cbtung mit belden 
HInden felthllt. DI~e Brem.antage gUt .. b Betrlebsbremlanlollge, öle andere, 
auaer Inden Im Ab •. " Z. 2 ound 3 angefÜ'brt9ft PIHen, ai. HtI·f.bremsaO'hlge. 
Die HUftbremlanlage omu8 10 bellot.lvt werden können. dd oder Lenker b+e.'beJ 

. die Lenkvorrlolrtung. mit· mlncHrten. e+ner Hand . futbllt. Mit Jeder der 
beklen _ Ab •• I angeföhrten Btem.anl.,en muß es dem Loenter, unbescbadet 

. der Bestimmungen der Ab ••. 2 und 4, möglich .eln, auch bei höchster zu· 
1IIIIger Be1astull9 IMI Pehrzeuves, euf 61len In Betracht kommenden Stel· 
gungen 'Und GefMtenunoef euch beim Ziehen von Anhingern bei Jeder 
Pabrgeldtwtndlgkd die Bewegunv des Fahrzeuge. zu beherrschen und 
dessen' GelchW'lnd:lgkelt, der Jeweiligen VerkehrS'l-age ent~reohend; sicher, 

.• cbn .. U und euf e1.ne Im Hlnbtlck auf lCfus Zweckobe.ttmmung 11'1'1 Betriebs· 
oder .. 1. Ktll.bremse.. m6IJHdlit gertnge Entfernung bis' zum 'Stnl~end des 
Fahrzeuge. IU verrlnvern unod du 'IlnbeabslclrUgte AbraJlkm des Pahrzeuges 
a-u.zusdfWeaen. Die HlilBbremsarrJlege muß wirken können, 'VIenn die ·Be· 
triebsbremNntage "r.agh odle. gWot. j«k)C'h nldtt, wenn beim AusfeUen 
ein" Teil .. der BeLrIe'bt'bremlln·Joage, delnn Autt .. Hen nJoc:'ht MlJgetCh'ossen 
werden kinn, ochIr bei St&nmgen der BetrlebtbremMft'Moge (Wlie mengelna.f. 
te Wirkung, .teli'Wlel.. oder v6tJi11l !rscMpfung cJoes Energlevorrate.) mit 
den nicht vom I\utfaH Clder von d .... Störung betroffen1m Teilen der Betl'J:e.bs· 
brem.anllge die für die HtH.emserrloa'!ie vorgesdutebene Wh4ts.amke·tl 
erzielt werden kenn;'~le W~rkung cHeser BremNnt.n muß .. ·b.tuf.bar slrin. 
Bei Kraftwagen mll einer Bauartgeschwin:d\41kelot von mehr 'ail 2S km/h, bel 
Zugmaschinen mit eIner Bauartgesc;hwlndi~kett von mehr ·a'll 3S km/hf bel 
Tranlportlt .. rren UM selb.tf'llhrenden A1'belt .. maschlnen ml·t einer Sauart· 
" .. dlwlndlgkelt von mehr '&1. 30 ·km/h. muß die &rem.anJ.aqe auf aHe RIl~er 
wirken k6nnen. Eine Bremlenlage muß vom Lenkerptlrtz ·aus .0 ofelrt.tel1bar 
sein. daß mIt .hr du Abro~len des Fahrzeuqu 'I'\lch bel- AbweMn'hel'l des 
Lenken durch eine aUllch\oleßUch meohamlche Vorrk:htung dauernd vethln. 
den werden kann. Diese Brem •• notage gUt als Pe&t~ellbremnn·lege. 

-·2 -

'''''-''4I''\-'''''~~ 
, ;. ;':,'i' 

-, 

~" 

3. Im § 5 lauh~ der Abs. 3: 

"(·3) A bs. 1 18 ~ auf Te l1e und AusrOs tungsg_gens tande ·nicht 
anzuwenden, wenn sie .bestimmt sind 
al zur ausschließlichen Verwendung auf einzeln genehmigten 

Fahrzeugen oder 
b) zu~:aussch1ieß1ichon Versorgung von Fahrzeugen, deren 

Type vor dem Inkrafttreten der Oenehmigungspflich~ 
(Abs.1 1it~al fOr den batrerrenden Teil oder AusrOstungs­
gegenstand genehmigt wurde.~ 

4 •. Im S 6 Abs. 3 siebenter Sat~, Abs. 7 erster Satz und 
Abs. 7a wird jewe11H die Größe "35 km/h" .rse~zt durch 
"40 km/h". 

.. . . 

-".:'C:!;t 
··r";; 

.•.... 
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, ..• ,:"" ..... .; • .,...:V",.~~lo,I,",..,if',' '.s, 

(7) 8e1 ' .. onenltraft"agen, KolDb4netlonl'ltrartwagen, OmntbUHImt Last· 
kraftwagen .o~ bei SpezHfkrafl'W'll'gen mit einer BaUllH'tgel(lll\rindigkelt 
von mehr .... 35 tmIb· mu" eh 'BcrtriebSbremsanaa~ &Ine Zweik1'e1strems.an· 
lage lein, dies gUt nk:bt ftlt'SattelZ'Ugre-h~euge und Kftllftwagen von Gelenk. 
:"r.ftrahl"'·!"1I.:JI, bei '~~n dI .. t.lNlrtr~.gullgsetnrlrhrung fik' <!fe Bremsenla~e . 
des AnhingeIl von der des Zu!Jf4h~euges u'MbhllnguJ 1st. u:.: Zwei'kre .... 
bremsantage Ist .oe BremnnJ.age, bei der bei' Ausle-lf eJ.nes Teldcs ihrer 
ObertraVUß91elnrldltung eine'errtsprechende An_hI von Ridern gebremst 
werden kenn. 

. (7 a! . Bel Penonlnkraftwagen, Kombinatlonskr-a,(twagen. Omnibussen. 

1·1" 
LUlkraUwegen, Sattelzugrah~eugen. Kl'.aHwagen von G«:lenkk·roa-Hfahrzel:gen 

. IOwle bel SpeMlkrattWlDgen mit einer Bau-arlgeschwlnölgkeolt von mehr als 
35 k~·, •• deren BeWlebsbremlaniage nJc'ht eine nlbtHII1I'g wirkende Elnrleh· 
lung zur Verb~~erung des &lockteren. von Rlktern wlhrend des Brem'1"or· 
ganve:.. ·aufweist. tno.en ct.te .an den Radern wirbamen BremskrIMe\:n-ab­
hlngl1 von der B.stung des Pah~wgel ,In einer die Fabrirta.bbI411·1 'lies 

" 
" " 

. Pahn .•. V" nicht beeintraCbtigenden Welse auf äle p.ahrzeugKhsen 'Iufge­
lel·1\ IVln (Ia.tkonforme Brem.krllftvertel1unv) • 

......... ----
,.. (7 a) Bel' Penonenkraf-tw.gen, ,Kombinatlonskr.aftwagen. Omnibussen, 
: . .' Lutkral\weven, Sattelzusrfahrz~n. Kr .. flwagen von G«:lenkkroaHfa,hrzeugen 

.', ,.' .owle bel Spale.lkraftwegen lDk *iner Bauart981chwl.ndl~elt von mehr als 
. . 35 JraIh. dera Bn1fttOremnnaave Iddrt eine teRmtIUg wtlltemle Einnch­

tung zur Verbin'dtnlnv des BIQctIerent von Ridern wahrend 41" Bremsvor· 

., 
'~ .. 
"'1 
.~::.:. 

< '., ' .... 
1 .' 
.7 

ganv .. eUfweiet. .000en eh .an den RI1Mm wlrltramen Bremskrafte un-a'b· 
hlnglg YOIl. der lI*~ung d.. Pabneuges 4n eIner dIe FabrirlalblMtl1 des 
Pahrzeug .. nicht beelntrac.1lUgenden Wefose auf cHe Poahrzeugacmen 'Iufge· 
teHt .tln (lllrkonform. Brem.kraltvertellung), 

(I) Krakfabn~'~. mit tb~en gftogen.n Anhinger euBer Anbln­
gtIClrtI«_ mOsten mtt R ....... n oder GlelHet'ten verwhen 'lein. die n .. ob 
Ihr .... Beuelt. ihren AbmUl\1ngen und ih .. em Zustand audt bei den h6cb"en 
fflr des Pcbt'Hug zuf Isflgen AdtsMmn und bei dar Bll'Ilartgeschwtndt9'kett 
des Pabmrug_ ~ehn· und betr4ebssioc:her sind u~ du·rett dte die fa.hr­
bahn bel Gblicber BenOuung nioM in einem unzullsslgen AIu!mNl8 oabgenützt 
w81'den kam" Rethn. dte ll'Ia Schnee- und 'Matacbrelfen oder ab Schnee-, 
'MatlCh~ ,.00. &sreUen Ibntlmmt. eoI~ mÜSHn JedOCh II'Icht der Ba\Jlartge· 
. scbwtndigkelt des .pabneuV_ ent..,reehen. Rader von Kraftf-a.b~ugen mit 
einer BauertgelChwlndlgltett von mehr ..... 25 km/hurid Rllder von Aabln~ 
gern. adt denen eine Geschwindigkeit von 25 kmlh überschr4tt~n w4!rden 
d-erf, mC1Aen lDtt eUlTek:lH!nden; R .. 6abdeckungen wie Kotflügeln um der­
gletchen versehen sein. 

- 3 - . 

''!' .{,; . '.t ..... ~ .... ; .... ;. ...... "''1'''. 

t. ,., 

5. Dem f 6 Aba, 7a wird,ansetust: 
nKrattwagen mit einer Bauartseachwindiskelt von mehr als 
~o km/h und elnem höchsten zullss1sen Oesamtsewlcht von 
mehr als 7500 kS und Anhanger mit elnem höchsten zulassi­
gen Oesa'mtsewlcht von mehr als 10,000 kg massen jedoch 
mit ·elner.selbsttatis wlrkenden.Einrichtuns zur Verh1n-

.derung des B16ckleren~.von R.dern wahrend des Bremsvor­
ganges ausser.Ostet seln." 

6, Im f 7 Abs, 
SatzeI!. 

enttallt der zwelte Halbsatz des ersten 

, ' . '" 

>\;i 
. ':, 

, • ~ '!~ 

. ,:,,: 
'.! 

,':' 
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I.;)· 

.• ,i > !>.,,.:' . ,~',' ,tl. ;/i' ~,f. ~', 

-.. _--._------
. (4) And.r ... I. dl. fm.1 14 Ab •. 1 bis 7, 'In -den §§ 17 'bl. 19 und tn den 
Ab.. I. blt 3 .. ngerGhrt4Jn Scheinwerfer, Leuchten und Rücks-trahler oder 
andere LlcbtJarben dürfen nur mit BewilUgung de •. Laml"h-auplmannes 
an Kraftfahrzeugen uDei Anhingern . angeM.acht werden und nur, wen.n -der 

. Antragsteller bhtfilr elnen drlngendiln beruflichen oder wJrtscha:ftUchen Be­
darf glaubhaft macht. Oie.e BewUHgung l5't nach MaD9abe der Besli-mmun • 

. gen 'Cler Ab •• 5 bis 7 zu er.teH.n, wenn die Voerkahrs· und Betrl'8bsslcherheit 
I" dadurch nicht beelmrlobt+gt wird. Sie erlischt. wenn das FahrHug nicht mehr 
~;. für die Im BewlftolgungSbn<:held angeführte besondere Verwendung be. 

stimmt t~. . •• 
' .. 

. :. , 
~:. 

'r~;· 
:!,'. '. 

{ 

l 
~r 
~'. 

'.--- _ ...... ~ .. _'.:. . . . ... :---, 
. (4) . Vonic:htungen zum A~geben von Warnzeichen mit .aufeinanderfot. 

'geneSen, vUlCbleden 'hohen T6nen dürfen, .'Ußer in den tn -den Ab •. 5 und 6 
a.fOhlt8ll PIUen, nur mit BewilHgung des Landelhauptmannesange. 

. bracbtw.rcie'" DI. hwHHgung darf nur ertent werden, 'Wenn diese Vor • 
. rlc:h1ungH .• ontt den B .. Ummungen des Ab.:· t dritter 'Und VIIerter Satz 
ent.precb .... PClr cll. Brt.Uung der Bewilligung gilt f 20 Ab •. 5 .lnngemIß. 

" . 

• 

- 4 -
' .. i. 

~--:-------_---.:_----_._-, ..... - ... _._ ...... . 
7.' Im S 20 Abs. 4.~sterSatz treten. an die Stelle der Worte 

"des Landeshauptmannes h die Worte "der Behörde". 

• ~ •••• - .. ------ " __ ." ~ •••• w ____ ._ •• ----. __ ._-_ ... 
8.· Im S 22 Abs. 4 erster Satz treten an die Stelle der Worte 

"des Landeshauptmannes· die Worte "der BehOrde" • 

sJ' 
...... _._ ..... _._._-----------------_ ....... . 
9. Dem S 24 wird angefOgt: . . ,. 

"(4) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das mit 
. einem Fahrtschrel~er ausgerastet sein muß, ~at den Fahrt~ 

schreiber' nach Jedem Einbau, J.der Reparatur oder Jeder 
Änderung der Wegdrehzahl oder des wirksamen Reifenumfinges' 
des Kraf~fahrzeug'es, sons~ mln.destens einmal Innerhalb 
von zwei Jahren seit der letzten PrOfung, durch einen hle­
zu Ermaclitlgten 'prOfen zu lassen, ob Einbau, Zustand, Heß­
g~nauigkeit und Arbeitsweise des Fahrtschreibers desstn 
richtige Wirkung ergeben •. Ein NaChweis Ober das Ergebnis 
der letzten durchgefOhrten.PrOfung.des Fahrtschreibers 
Ist bel der wiederkehrenden OberprOfung des Fahrzeuges 
(5 55) vorzulegen • 

. (5) Der Landeshauptmann hat fUr seinen örtlichen Wirkungs­
bereich auf Antra,9 Vereine oder Ge!"erbetrelhl1de, die 
hlnrelchend'Uber hlezu geeignetes Personal uhddl R 9rf~r­
der'tChen ~Inrlchtu~~~n verfUge •• , zur ~rU.ung von Fahrt­
schrelbe~n gem. Abs. 4 zu ermlchtlgen. D~e Ermlchtlgung 
darf nur vertrauenswUrdlgen. Personen verliehen werden. 
Dei der Ermllchtlgung Ist auch ein Plombierungszeichen festzusetzen 
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'. :,,"~:.·:/.;:;..t •• ,·';:_.':·,.;i·t~:~~.!~~·;,; 

'{ 

.. 

(t) Durch Verol'dnung lind nach den Erfordernissen der Verkehr.· und 
Bekieb •• hemelt, dem Jeweltlgen Stand der Techntk entsprechend. fest· 
zutelZen' ' . 

a) die nAheren aHlimtDungeR zu den tn den " 4 bI. 26 entba+tenen 
Vorschl'lften Ober die Bauart der Fahrzeuge sowie Ober die Bauart 
ihNr Telle, AUMil.tungs. und .AuSsta-ttunglgegeMtande, deren Wirk· 

, Alllkeit und Anbrlngung am Nbrzeug, 
ob) die naberen Be~immungen Ober die Beschaffenheit von Sturzhetmen 

rOr Kraftfahrer (f 5 Abs. 1), . ' 
c) wekhe Te+Ie und Ausr11stung-vegenstande fllr die Verkehr.· und 

BetrieblMcherhelt 'Von 'besonderer Bedeutung stnd und im HlnbUck 
auf illre Bauart und Wkkufl9Swelse einer von der Pr11fung' des Pabr· 
zeuge. getrenoten Pr11fung unterzogen werden mOIsen (I 5 Abs. 1). 

d) dle naberen ae.t.hnmungen Ober dIe Beschaffenhelot von Warnelnrtch· 
tunge .. (f 5 Nos. 1). 

e) wte Fahrzeuge wegen Ihrer Bau~rt oder Auertlstung besonders zu 
kennze1dmen sind. 

- 5 .. 

.... .ttl.l:"* • .;,>~...:~:. •.. .,.: ... ~,,~.~ 

---_ ..•. __ ..... 
. - ~ 

und ein Ploru~iergerlt, gegen Ersatz der Kosten auszu­
folgen. Der Ermlchtlgte hat Verlnderungen hinsichtlich 
seines Personals und seiner Einrichtungen, soweit die­
se Voraossetzung für die Ertellung der Ermlchtlgung wa-
ren, unverzüglich dem Landeshauptmann anzuzeigen. Der 
Ermlchtlgte hat nach jeder Tltlgkelt am Fahrtschreiber 
diesen mit seinem Plombierungszeichen so zu sichern, 'daß 
dieses belElngrlf'en In die Fahrtschreiberanlage zwangs­
Iluflg zerstQrt wird (Verschlußsicherheit). Oie Ermlchtl­
gung Ist zu wlderruren, wenn der ErmäChtigte nicht mehr' 
vertrauens.würdlg Ist, nicht mehr übe-r geeignetes Per-

.sonal verfUgt oder seine Einrichtungen nicht den durch 
Verordnung festgesetzten Anforderungen entsprec~en. Im 
Falle des Widerrufs Ist das Plomblergerlt ohne Anspruch 
auf EntSChädigung dem Landeshauptmann abzuliefern. Durch 
Verordnung Ist der Umfang der Prüfung des Fahrtschreibers 
festzusetzen. 
(6) Die Plombierung darf nur durch die Behörde oder durch 
einen Ermlchtlgten Im luge seiner Tltlgkelt Im FahrtschreI­
ber geöffnet werden. Jede andere Verletzung der Ver-' 
schlußsicherheit Ist unzullsslg. Gegenstlnde, die nach 
Ihrer Bes~ha'fenhelt und Ihrem Aussehen leicht für Plom­
ben gehllten werden können, dürfen In Fahrtschreibern 
nrcht angebracht seln.~ 

10. Im S 26a Abs. 1 wird Im Ende der Punkt durch einen Bei­
strich ersetzt, und es wird angefügt: 

"f) Erleichterungen hlnslCht.lch der Verwendung von. ' 
Schnee- und Matschreifen Im VerhBltnls zur Bauart­
geichwlndlgkelt des ~ahrzeuges (S 7 Abs. 1 erster 
Satz), entsprechend'den 1m Handel a~lgemeln verfog­
baren Rel'en." 

I~"~~~-' 

. :'} ~: 

I,I""~ 

" 

" 

(-~~: .. ~ .' . 

27/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
37 von 54

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



'" 

(3' Bet der aene~g .. nd festwsetzen: , 
.) das -J:töchste, zulällige Gesamtgewicht,' bel Sattelzugfahrzeugen un~ 

SaUelanblngem auch die höchste zullsslge Sattetl~st, 
b' die höchsten zuillslgen Achslasten" , 
c, die größte, Anz&lhl der Person~n, die .mlt dem Fahrzeug und die auf 

Jeder einzelnen Sltzbank befördert weRhn dürfen, 
d) lowelt dies nach den ErfoRhrnls1en der Verkehrs· ,und Betriebs. 

stclJerbeit n6tlg ist, Bedingungen, die zur GUI11Igkel.t der Genehmigung 
erfOofU.eln mUlten. odeor AU:flagen, die zur Gültigkeit der Genehmigung 
bel oder Zlilasung zum Verkeh'r vorgeschrieben sein 'müssen, 

, . 
. . ,'-- ~ ...... _~ " ... -_._ .. _.... .. ... _.. ..... . 

(2) Der Typenacheln muß nach einem vom Bundesminister für öffentliche 
Wh1Ichaft wid Verkehr genehmigten Muster ausgestellt sein und eine vollständl- : 
ge wörtliche Wiedergabe des Typengenehmigungsbescheides samt, seiner Zeich- , 
nung enthalten. . 

'," " 

, , 

. ----... ----. ... _---.:... 
'f 38, AHgeaaet ne. 

, 'KNftlaineuge urat Anhinger auSer Anhln,.m. eHe mdt Motorfahr­
riclern gezogen werdea. dürfen unbesc:hadet ckr S .. t'mDnmven der ff 82, 
83 und ,104 Abi. 7 Ober eh ~!erwenlCfunlJ ven KNf.r·a1uzeugen und All'hln~m 

j.. , mit .u.alndUchem. Kemrzeldten und von .nlcht lugeJ.a.seMn Anhingern wf 
,:.StreBen mtt 6Hedldtem Verkehr nur 'Y'erwendet wemen, wenn , 
~: ' .). MIlD Vwt* ZUfetassen sf.nd (It 37 bis 39) oder mit Ihnen behörd-
i' tlcb bewlUlgte PnJbe- oder Obel'lteHunpf.anrten (f' 45 und 46) dUTCh. ' , ge~Obrt 'Weiden. ' 

b) •• des t»ehördl'ldae KelUlzekbet& (f 48) führen. 
c, b. der Zu .... ung oder 8e'WIäHtgu:.J e.lner Pr . .,be- ock" ObernelthKlgs. 
: feohl( vOf98scbaMbene Auflagen e'l'fIloPk W4tr.den, . 

od' 1\1r' si. dtevorgesdhriebenoa Kr.aftof..-brzeuog-Hlft.pflicbtoversicherung 
. (It 59 und 60) oder Haftung (§ 62).bel'te'bl. und ' 
e) bei im f 57. 'Abs. 1 tit ... Im 9 anguf()hrlen Nm. Verkehr lugeta­

senen ..... rzeugen, IOWeIt sie nicht unter , 57. Ahl. 1 44l'tlter &1.z 
fa"e~' ehle den VorsclHtlften entlpreohende Begut.achtungspla.ke1lte 

, . (f 57. Abi. 5 und 6) em Fa'hn:eug ang'OOraCbt Ist. 

- 6 ... .. 
--_. __ ._-----.- . __ ._--------

11. Dem S 28 Abs·. 3 wird als zweiter Satz angefügt: 

"Das'ln lit. a angeführte h~chste zullsslge Gesamtgewicht 
und die h'::(;"~tp :!"Ussl~e S,tt.P.':i!~\ ~owl. :ti:., ili. ~. 
angeführten höchsten z~ll~sigen AChslasten sind der Bau­

art des Fahrzeuges entsprechend festzusetzen, höchstens 
jedbch mit den Im S 4 Abs. 7 bis 8a angeführten Werten~" 

, . 
12. Dem S 30 Abs~ 2 wird angefügt: 

. . 
"Durch Verordnung können nahere .Bestlmmungen über For~ 

und Inhalt der Typenscheine festgesetzt werden." 

... _-"--------:-------------
13. Im § 35 wird nach dem Abs.,1 eingefUgt: 

"(7a) Der Bund~sminister fUr öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr ~ann bei Erteilung der Oenehmigung dem Antrag~ 
steller besondere geken'n~e1chnete Huster mit dem Aurtrag I 

zurUckgeben. diese durch eine fe~tzu~et~ende Zeit aufzu- I 
bewahren und dem'Bundeemlnleter tUr öffentliche Wirt­

schaft und ~erkehr auf Verlangen vorzulegen. Einem sol­
chen Auftrag ist zu entsprechen; die Kennzeic~nung eine~ 
HusterstUckes.darf nicht entfernt!~der unleserlich ge­
macht werden," 

1~. I~ S 3~ Ilt, e trlt~ an die Stelle' des Zitates "ilt. a 
,bis g" das Zitat "ilt. abis h", 

. . . " 

;: 

." 
" ~.1 .. , 
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. (I) h..:neUge; co t ..... r d.1 ~'4dll~\iU;I:; G . ':' •• u,,' . ~rdt..... • _;; s1e •. 

auf bestimmten Arten· von Straßen verwend.t werden, dUr·fen nur für 
be,tlmmt. StraBenzllge dieser Art (Routen) zugelassen wer1len, bei dieser 
Zutassung lind, lowelt dtes Insbesondere im Hinblick auf Or\Uohe Gegeben­
heMen erf~rderHeh ~ die etl't$prechenden Aurtagen vorzus<:hrelben. Pilhr· 
zevge wr GIlte1t>efOrderung, bei denen ledtgli<:h das höchste zllUlsslge 

. GeHm1gewkht oder die hOcbsten zullsslgen Achsluten oder belde dIe 1m 
t .. Abi. 7 und 8 angeführten HÖC'h~grenzen übersteigen. sln1l gemlß t 37 

. z\I'ZuksseD und dl.Besohrlnkung der ZU'lassung auf b.estimmte Straßenzüge 
Ist bedingt Illr den ~tl aUftUspreCben, daß da. Fa-h.rzeu~ ganz oder te1lwe-lse 
behlden IR, dies gUt .lnngemlß auch fUr Fahrzeuge, an denen gemliß f 28 
Abs. 6 Streu- oder Schneerlumgtti'llte egebracht werden darfen \lnd deren 
gr6&te Breite Dur bei angebrachtem Gerlt die ·Im f .. A'bs. 6 Z. 2 -angeführte 
Höcbltgrenze Ober.mlgl. 
--~~-' . . -_ .. _._. -. . - .-.- _ ... -
t 3,.. Kennzeichnung von Fahrzeugen mit ,höherem Höchstge­

" .. ·wlcht oder mit höheren Achshöch,stlaaten 
Bel Kraftfahrzeugen und AnhInge rn oderen HOc:hstgewlcht (t 2 Z. 32 al 

eH. Im t " Ab.. 7 für da, hOchs te zullsslge Gesamtgewicht angeführten 
" H6C:httgrenzen oder deren Ach,katen bei 1m' R4hmen des HOc:hstgewlch'tes 

zullaliger 8.t .. tung die .m f " Ab.. 8 angeführten Höchstgrenzen über· 
'.' Itelgen. muD. wenn "e nicht unter f 39 Ab •. I fatlen, neben der vorderen und 

hinteren Kehhz.tcllentafel Je eine kreisrunde gcrlbe Tarel mit mindestens 
20 cm Duichmener, Ichwarzem R:anod und dem lateinischen Buchstaben .H· 
In dauernd. gut lesbarer und unverwbchbarer Ichwarz .. r Schrift voIlsUndi!! 

, . lichtbar angebracht lein. dies gilt linngemäß auch, wenn die AChahöchstlast 
(12 Z 34.) einer AChae .. rler zweier Achsen mit einem Radstand von mehr alll 
1 m und nicht-mehr al» :! m die Im § " Abi. Bangeführten Höchstgrenzen . 
UberstetgL.· . . ' . . 

~.'." ""', .. ;:'::. . . . . . 

J .. 
f·· 
'J. ,',' 
;'" 
.~. 

, 

.' . ~I:" 

-(4) Obe,·e.aen·Antragaüf elngelchii-nkte Zulaltung (f 39) ein .. Pa-hr.----­
zeuD. da. In oden örtlichen Wirkungsbereichen von mehr .. Is zweI Landes· . 
hauptmlnnern verwen1let werden loll, hat, unbeschadet dar Bestimmungen 
du Abt.· 5, . der Bundemlinllter rut öffentliche Wirtschaft und Verkehr nach 
Anhörung der Straßenverwaltungen, denen die Erhaltung dor in Betracht kom­
menden Stra8enzllge obliegt. zu enuchelden. . 

~-"" 

1.; ..... :>"" .:.: 'l.,._:~-; .• ,.: •• ! •. ~;.;)!.:;,!r.~~.' 

- 7 - .. ~ 

15. Im S 39 Abs. r zweiter Satz lautet das den S 4 betreffende 
Zitat "§ 4 Abs. 7 bis 8a". 

-----"---------_._ .... --_._ .. 
1 b. Dem S 39a wlrdengefOgt: 

. "Bel Bestimmung der Im' 5 4 Abs. 7 und B angefUhrten Höchst- • 
grenzen gilt S 4 Abs. 8a slnngemIß." 

--- .. ~ .... ~. _ .. _ .. _ .... 

1 7. Im S 40 lautet der Abs. 4: 

. "(4) Uber einen Ant~ag auf elngeschrl~kte Zulassung (5 39) 
eines Fahrzeuges, das In den örtlichen Wirkungsbereichen 
von zwei oder mehr Landeshauptmlnnern verwendet werden 
soll. hat. unbeschadet der Bestimmungen des Abs. S. nach 
Anhörung der Straßenverwaltungen. denen die Erhaltung der. 
in Bet.racht. komm'enden St.raBtonCU!RI obUegt.. der ~lndt8haup~-· 

mKnl. :;\.1 ent.:JcheJ.den, in O"'3.1era "rt:'1cl • ..:m il1rku"c;d:J""I'~.;1 

der'dauernde St.andort.. des Fahrzeuges 11egt.; bei sinnge-

m/lßor Anwendung dieser Best.immung gem,'" 45 Abs.5, ""6 Abs.J, • I -------- ._ .. __ ._- -
S 82 Abs. 5. S 101 Abs. 5 und S '04 Abs. 9 I~t das 
Verfahrenau~ Antrag von dem Landeshauptmann ~~~Uh­
ren. I~ dessen Ortlichen Wlrk~ngsb~relch die Fa~~t an­
getreten wird oder das Fahrzeug In das 8undesgeble"t 
eingebracht wird. Der das Verfahren fUhrende Landes­
hauptmann höt das Einvernehmen mit den Obrlgen be­
troffenen Landeshauptmähnern zu pflegen." 

ii .(~-< . ~, ': 
.. -i .... i;­

. .t.;'~ 
.:"' "':_/! •• ..•... 

,"''\1' 
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(5) Probefahrten mit nldlt zum Verkehr zugelassenen Pahrzeugen, 
deren Abmes.ungen oder Gesamtgewichte oder Achslasten die Im § 4 
Ab" 8 bl •.. 8 restgesetzten Höchstgrenzen überschreiten, sl"d nur mIt 
.Bewllligung dei Landelhauptmannes zulässIg, In dessen örtlichem Wir· 
kung.bereldl die Probefahrten durchgeführt werden sollen. Die BewillIgung 
darf nur fClr bestimmte Straßenzüge erteilt werden. Vor der Ertellung der 
Bewilligung .Ind. die StraßenverwaUungen zu hören, denen dIe Erhaltung 
der In Betrac:b(· kommenden Straßenzüge obliegt.' Die Bestimmungen des 
t 40 Ab •• 4 Ilnd.lnngemlB anzuwenden. 

",t 

· (3) Obe~'l1ung.fahit.n iiiti"Pälirzeugen' oder'iiiti· Ki~'ilwagen~iid Änhin; 
hingern, deren Abmellungen oder GesamtgeWichte oder Achslasten die ~m 
f 4 Ab,. I.bll 8 Oder tm t 104 Abi. 9 reslgesetzten Höchstgrenzen überschrel. 
ten, .Ind nur mit Bewllltgung des LandesMuptmanne. zulb.lg, In des"n 
OrUichem Wlrkunvsber"ch dt. .Ober,teHung.fahrten 'du.rchgefübrt werden 
lollen. Die BewllHg.ung darf nur für bestimmte Stldenzüge ertelM werden 
Vor der Ertelkmg der BewUllVU!ll1J lind dIe Straßenverwallungen zu hOren. 
clenen die !"rhalt\~ng d:~ I" Betracht kommende" St'aßenzü~.obIiegt. "'1", 
best:·mmungen Ges t "" At,. 4 sInd Imngemaß an::awer.':ltln. . 

- -(s,-Äbine.i;ngeri, Ö.iimtgewlcbte und Achslasten .owle die Ladung '~(/II 
· Pahrzeugen oder von Kratlf.brnugen mit Anhingern mit ausllndlschem 
Kennzeichen dOrfen dIe bn f .. Abt. 6 bis 8, f 101 Abi. I und Abs. 5 und 

· f 104 Ab ••• ent.r und 1W,lttr Satz 'estgfll8'tzten HOchitgrenzen nicht Ober. 
Imrelten, da. Verwenden von loteben Fahrzeugen oder Kraftfahrzeugen mll 
Anhlngera mit gr08.ren Abmessungen oder höheren Gesamtgewichten oder 

. Achsla.ten oder grOBer ... Ladung kann Jedoch unter slnngemlßer Anwen· 
. dung d .. t 3611t. e, f 39 Ab •• 3,. f 40 Abs. 3 und 4, f 101 Ab •. 5 und' 104 

Abi. 9 dritter und vlert.r Satz bewl1Hgt ·werden. wenn nach Art der Verwen· 
dung der Pabne",e vom Standpunkt der Verkehrs· und Betriebssicherheit 

, keine Bed.nken bestehen und OffenUlche Intere .. en dafür .prechen. 

t 
·L ...• 
. '. 

, . . (8) J'ahrfeule, dli"nur'löi-.,.timmte StraDeMÜie .zugeiusen lind, dOr­
fen nur auf dlesenStraDenzUlen ablesChleppt werden; fUr du AbsChlep­
pen IOlcher'Fahrzeul' auf anderen StraDenzOlen und fUr du AbsChleppen 
von nlchtzu,elosenen Fahrzeugen,' deren Abmessunlen: oder Gesamtle­
wiChte Oder Achsluten die Im •• Abi. 8 bis 8 festgesetzten HISChstgrenzen 
ObenChrelten,lelten die Bestimmungen des • 48 Abs. 3 slnn,emliD. 

~r 

- 8 

~ 

',' 

, ." ~, i~:I"·'~:-~.·_i' .• ',' ·.,~:,r:~~~L'~.~~~~ 

---_ ... _.-., 

.. . } 

ltl. Im 's 45 Abs. 5 erster Setz, Im '.46 Abs. 3 erster Setz. 
Im S 82 Abs. 5" erster Satz und 1'11 S 105 Abs. «) lautet' 

das den i 4.betreffende Zlt~~ Jeweils "5 4 Abs. 6 biS 
8a." 

~ 

~, I •. '. 

.' ',:\! 
,,~ ',. 
·,;1 
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f 47. Zu Ja .. u n g • k er te I 

(I) Die aebOrele hat eine Kartei Ober die lum Verkehr lugela •• enen 
. Kraftfahrzeuge und' Anhinger, fOr die .Ie einen Zululungssmeln aus­
ge.tell\ hat. und Ober die erteilten Bewllligungen zur Durchführung von 
Probe· oder von Ober.teUungsfahrten (ft 45 und 46) zu (ühren. 

(2) Die Behörde hatau. der Im Ab.. I angefOhrten Kartei' auf Anfrage 
und Anglbe des von einem Fahrzeug gefOhrten Kennzeichens den Organen 
des Bunde., 'der Llnder und der Oemelnden. den gesetzlichen Interessen· 
vertret~ngen .owle Prlvatper.onen, sofern letztere ein rechtliches Interesse 
glaubhaft machen, den Nam~n und die Anschrift dei Zulassungsbesitzers . 
oder des Be.ltze,. der Bewilligung lur Durchführung ~on Probe- oder von 
t1ber.tellungsfahrten "t 45 und 46) und den Ver.lcherer, bel dem lür dieses 
Fahrzeug eine Kranrahneug-Haftpfllchtverslcherung (t 59 Abs. I) besteht. 
bekanntzugeben; 

(3) Der' Bundesndnlater fQr Landesverteidigung hat eine Kartei 
. Ober aUe von Ihm ,.mAß f 40 Ab.; 5 zugelassenen Fahrzeuge und über 

die emUten BewllUgungen lur DurchfQhrung von Probe-· oder von Ober­
.tellurig.fahrten (§f 45 und 48) zu führen. Er hat aUßer den Organen des 
Bundes, der Under und der Oemelnden auch gesetzlichen Interessen ver­
tretungen, wenn ein rechtliches Interesse. gllubhaft gemacht wird. auch 
Prlvatper.onen Auskunft Ober die Person des Lenkers eines solchen Fahr· 
I,uges IU erteilen und bel Fa.hneugen, für die eine Kraftfahrzeug-Haft· 
pfllchtver.ldlerung be.teht. den.Venldlerer bekanntzugeben. , 

- 9 -

>_'~"·_"'''I'';'···''··f''~~ 

.'~ r 

~..:....-_ ..... _,,_ ... 
19. S 47 lautet: 

"5 47 r 'Zulassungsevidenz 

• . .\, . 

(1) Die Behörde fiat eln~ Evidenz 'Ober die zum Verkehr zu-
.gelassenen Kraftfahrzeuge und Anhinger, fOr die sie einen 
Zulassungss~heln ausge$tellt hat. und über die erteilten 
Bewliligungen zur Durchführung' VOn Probe· oder von Uber­
stellungsfahrten (5 45 und 46) zu führen. In dieser Evi-
denz hat die Behörde die Personendlten des Zulassungs­
besitzers, dLe Fahrzeugdaten, den Verslchere~ und son-
stige Daten aufzunehmen. soweIt dies für dIe Erfüllung 
Ihrer Aufgaberi ·als ZulassungsbehOrde erforderlIch Ist. 
Die Daten sind, so lange ~Ie für Zwecke der Zulassungs­
behörde benötIgt werden, In EvIdenz zu halten. spltestens 
Jedoch nach fünf Jahren ab Abmeldung, Aufhebung oder ErlOSChen der 
Zulassung des 1~.hrze~ge,s. z.&d8fchen. ." 
(2) Die Behörde hJt aus der Im,Abs. t angeführten EvIdenz 

'auf Anfrage und Angabe des von eInem fahrzeug geführten 
Kennzeichens den Organen des,Bundes, der Llnder und der 
Gemeinden .• der qesetzl Ir.Jlen I"t,eressenvertretu~gen so-
wte Prl vatpersonen. sofern letztere 'ern .1'1111.111.'111;11\'$ I •• "wr. 
esse glaubhaft· machen,. den Hllften und die .Anschrift des 
Zulassungsbesitzers oder des Besitzers' der Bewlillgun~ 
zur DurchfUhrung von Probe- oder v9n Uberstellungsfahrten 
(5S 45 und 46) ~nd den ~erslc~.rer;'bel dem fUr dieses 
Fahrzeug eine Kraftfahrzeug-HaftpflichtversIcherung (S 59 
Abs. I) bl'Steht, ·bekannt.zugeben. 
(2a) Die Behörde hat die Im Abs. 2 angeführten Auskünfte, 
wenn das KennzeIchen nicht oder nIcht vollstlndlg ange· 
g~ben werden kann. Im Rahmen Ihrer technischen und organlsa­
to r I sehen -Mög 11 chke I ten auch be I Angabe eines oder mehrerer 
anderer geeigneter SuchkriterIen zu erteilen. Der Landes-· 
hauptmann hat durch Verordnung die BehOrden zu bezeichnen, 
bel denen ttlese Möglichkeiten hinsichtlich welcher Such-
kriterien gegeben sind. 

(3) Der Bundesminister für Landesverteldlgun.(lIat eine 
Evldeni Ober alle von Ihm·gemlB j 40 Abs. 5 zu~elassenen 
Fahrzeuge und über die erteilten Bewliligungen zur DurCh­
führung von Probe- oder von Uberstellungsfahrten. e51 45 und 
46) zu führen. Er hat außer den Organen des Bundes. der 

, . , 

;"1. 

;~, 

• ~I. ' .1,' 
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l~nder und der Gemeinden auch gesetzlichen Inter~ssenver­

tretungen, wenri ein rechtliches Intereise glaubhaft ge­
macht wird. auch Privatpersonen Auskunft Ober die Person 
des lenkers eines solch~n Fahrzeuges zu· erteilen und bel 
Fahrzeugen, fOr die eine Kraftfahrzeug-Haftpfllchtverslche~ 
~ung besteht, den Versicherer bekanntzugeben. Abs. 2a 
gilt Sinngemäß; die Verordnung Ist vom Bundesminister fOr 
landesverteidigung zu erlassen. 

(4) Die Ermittlung und Verar~eltung von Daten zum Zwecke 
der automatlonsunterstOtzten Führung der Zulassungsevidenz 
Ist zulässig. Die Übermittlung von Vaten aus elnfr auto­
matlon~untersOtzt geführt~n, Zulassungsevidenz Ist zu­
lässig. wenn bundesgesetzllch~ Vorschriften ,elne,Verständl­
gungspfllcht der Behörden Ober Eintragungen In der Zulas­
sungsevidenz vorsehen oder wenn gemäß Abs. 2, 2a oder 3 
-'Inl" ,~ti:.kunft au~, ;!;.,' Zul"=~I:!Igsevldenz zu ert.ellpn Ist. 

(5) Die Zulassungsbehörden haben dem Bundesmlnl,ster fOr 
Inneres Ober dessen Aufforderung Daten der Zulassungsbe-
sitzer. und zwar bel natürlichen Personen Name. Geburts­
datum, Geschlecht und Anschrift, bel juristischen Per­
sonen Name oder Firma und AnSChrift, sowie Daten über 
d~S K~aftfahrzeug oder den Anhinger und über dl~ Zulas­
sung mittels maschinell lesbarer Datentriger oder Im 
Wege ~er'Datenf~rnverarbeltung zu übermitteln. Diese 
Daten sind vom Bundesminister fUr Inneres In einer ~en­
tralen Evidenz zu erfassen, aus der Auskünfte nur an 
das Bundesministerium fUr öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr, 'die SIcherheitsdirektionen. die Bundespollzel­
dl rektlone,n, die Bezlrksha.uptmannschaften, die Magistrate 
der Stadte Krems an ,der Donau und Waldhofen an der Ybbs, 
die Dienststellen der Bundesgendarmerie und die Grenz­
kontrollsteilen fOr Zwecke des Schutzes der verfassungs­
mäßigen Einrichtungen d;r Republik österreich, der 
Strafrechtspfleg~ oder el~es verwaltungsstr~f;erfahrens 
erteilt werden dOrfen. Die Bestimmungen des Abs. 1 Ober 
die löschung der Daten gelten _lnngemäß.-

;.o;''''"f'If''f' 
n' 
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__ , .. . . . ... -. . _._- ... -' ., ........... -._. . 
(.) Au" elen K.nnzelchentafeln muß eH. Kennzeleben 1n weißer Schrift 

elngepre8t .eln. Dle.e SchNft muß bei Tag und klarem Wetoter auf mindestens 
20 m lesbar.eln, Der Grund der K~nnzelchentafel muß schwarz sein. Jedoch 
bel Motorfahrrldern 'Und bel. Kennzelohen·ta.feln gemäß Ab •• 3 rot, be~ Probe­
fahrtkennzelchen und bei. vorübergehend zugelaSlenen. Fahrzeugen blau und i 
bel Dberltellung.ltennzelchen grün. Die Kennzeichentafeln müssen bel Mo-. 
torfahrrldern weiß, b~ Anhingern, euBer bel Gelenkkraftfahrzeugen und den 
Im Ab •• 3 angeführten Anhingern. rot umrantlet sein. Auf Kennzelchentefeln 

. ff" v~_!'.t. :,::.~ mI ·.'l~el ... ene F.ahrzeuge ·mü ... n auf einem roten Streifen 
. am rechten ~hd ael -: ".fel 1.1 .volßer Sc~.~!H die zw .. 1 h!l'.!tcl' 7 ~f"rr; tl('r 
JahreiHhl d .. Kalenderjahre. angegeben lein. 4n dem'dle Zulassung erlischt. 
Kennzetchentafeln müssen. dauerhan und wlderstandsflhlg ausgeführt und 
mit einer Hohlprlgung versehen sein, die das Staatl'wappen mit· der Um-.' 
schrHt .RepubJ.lk thtorrelch" und die 'Clem Hersteller der Kennzelcbentafeln 
(AbL 5) vom Bundesmlnlster fül· öffentliche Wirtschaft und Verkehr zugewiesene 
Kontrollnummer zeigt. 

fll.,Whdu~ebrebde ~berprQIu.g 
(1) ~.rtr"'neuge und AnhInger der tu den Nt ... bis It engefOlnten Arten 

. "Dei YOD der Beh6rd.. die den Zulellungllobetn ausgestellt hat, wieder· 
kebreDd zu tlberprilfen. Bel der wiederkehrenden tJberprüfullt Mt tnnema1b 
der Im Abi.' 2 festge .. tzten Prltten luf GruDd d .. Verfahrens gemlß t 57 
zu ntsehetden. 'ob das Pahneug den VorlChrlften die ... Bundesgesetzes 

. UDcI der auf Grund eH .... 'Bundesgesetz ... r1a ... en Verordnungen ent· 
sprldtt. Wiederkehrelid zu GberprOfen lind 

a) Peno.enk..rtwllten zur entgeltliche. PerlOnenbef6Merung, 
b) KOlDbln8tloftlltraftw~gell lur entgef.tltcben Penonenbef6rderung, 
c) Oaualbusae, " 
d) , , Lestk ... .,t~.gen, . 
f' . -r:ran~rtJuarnn mit einer Baua.rtgelt'hwlndlgltelt von mehr all 

30 kID/b, 
g) .. ndere ... landwhtsc:baftltcbe lelbst.fahrende Arbeltsmalchlnen mit 

. _ einer Bauartgeachwlndigkett von mehr als 30 km/h, 
,.b) Kraftwagetl, die nicht 'unter f 3 AbI. I Z; 2 m. a bis f fallen i 

, I) 'SonderkrafUahrzeuge,' ausgenommen EInachszugmaschinen, die mit 
einem anderen Fahrzeug oder Gerlt 10 verbunden sind, daß sie mit diesem 
ein einzige. Kraftfahrzeug bUdenj I 

11 

• >\ 1' •. ~·,; .... »Ji.,,·w~ .... ..; .. :...;.....,..:.l,':·,:!' .. ~_r~~~~",.~ 

.., "'\. .. 

... _-._---
. 

20. Im S 49 Abs. A tritt an die Stelle der ersten drei . . 

Sätze folgender Text: 

"Auf den KennzeIchentafeln muß das K~nnzelchen ,eInge­
preßt sein. Die Schrlf~zelch~ri müssen bel Tag und kla­
rem Wetter auf mindestens 40 m. bel Motorfahrrldern auf, 
mlridestens 20 m, lesbar sein. Die Farbe der Kennzel~ 
chentafeln muß sein: 

1) Bel Tafeln fUr Kraftwagen, 
Motorrllder., fobtorrlder ml t 
Beiwagen, Motordrelrllder 
und Anhllnger vorbehaltlich 
der Z. 3 und 4 

~) Motorfahrräder sowie fUr 
Anhänger gemäß Abs. 3 

3) vorübergehend zugelassene 
Fahrzeuge sowl~ fUr Pro­
!~tahrtkennzelchen 

4) Uberstellungskennzelchen 

a) Farbe des 'Grundes 
der Tafeln 

weiß 

rot 

~It. ' 

grün 

b) Farbe der 
SChriftzeiChen 

schwarz 

wtlß 

WI!I" 
-

weiß. 

Der Gru~d der Kennzetchent~feln gemäß Z. 
rUckstrahlelldem Matertal bestehen'." 

un.d 2 muß aus 

,_ ".c...-_______ _ 

21. Im S 55 Abs. , entfallen die llt. a und b 

22 • Im S 55 Abs •• , lautet die 1ft. d: 

Md) Lastkraftwagen mIt einem h~chsten zullsslgen Ge-
samtgewIcht von m,hr aiS 3500 kgj" 

23. Im S S5 Abs. 1 lautet die Iit. h: 

Wh) K~aftwag~n, dIe nicht unter S 3 Abs. I Z. 1 Iit. abis 

, '\" 

f fallen, ausgenomm~n Spazlalkraftwagen mit einem hOCh­
sten zullsslgen Ge~amtgewlcht von.nlcht mehr als 3500 ~g:. 

.. .~ 

_ .. ~. 

...... '. 
;.;..' 
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.t..;r",'i;!.:·~l.'Ji!i~}.-~,~'r:."":' 
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',\,,' . 
,.~. 

'/ -' ( , 

---, . 'Jf~. mit denen' eine GeSchWindigkeit von 25 knIIh Übetscil'rtttcm 
,', ~en darf und die nicht unter § 57 a Abs.' 1 1It. d faUen; 

It, SoftderaJrhlftger: . ' 

Voia :der wleclerbhrende~ Oberprilfung "nd Jedoch eusgenommen Fahr­
leuere .:"\ Br:-ltz dflt! '''',,1e- Aer Unti4r. der Ciem~ndeveroande, der Orts­
vemeiDdq .:alt melu fI'l., :iO.UOO Elnw"hneld ~"~d, der von d:~ .. ,1'1 ("j": •• "ts. 
k6rpenbb4ften unter ihrer Haftung betriebenen Unternehmungen. .ofern die 
Pabrzeuge. yon den Dienststellen dieser Geblet&kOrper.chaften oder Unter­
nehlDWlgeD durch hmrekhend geeignetes. dH! Voraussetzungen des f 125 

. Aa,.. 2 z. ,2 .rfO"endes Per.onaol un:l mit Hllle der erforderHeben Elnrlchtun­
geD •• rlblt Im Sinne der fOr die wiederkehrende OberprOfung bestehenden 
Vorac:hrlfteD OberprQll werden, die Voraussetzungen des f 125 Abs. 2 Z. 2 
Ut. b gelten auab dann ·el. erlUHt.' wenn In l'inngemlBer Anwendung des 
I. 125 Abt. 3 fettgettellt wurde. .8 eIne glektlwertlge Ausbildung vorliegt, 

'... (3) _ . ,OerLandeshauptmann 
hat dem '1m Abi. 2angefUhrten Sachverständigen die 
fUr die ,,,Gfun, des Fahrzeuges erforderlichen Ein-
richtungen' zur Verfügung zu lIellen. Der Sachver-
Itändige hat .Ich dleler Einrichtungen, .owelt dies er-
forderlich I.t, bel. der .PrUfung zu bedienen. Hiebel 
hat ~Ie Oebietskörpenchaft, die den Aufwand der das 

, Outac:ht~n."lnholenden.BehO.rde zU tragen hat, einer' 
anderen Oebietakörperlchaft. die den Aufwand fUr 
die ,zur VerfU,ung zu steUenden Einrichtungen zu tra. 
gen hat, IUr:,die ·BenUtzun,·der zur VerfUgunJ ,estelI. 
ten· Einricbtun,en, eine; AufwandsvergUtung zu' lei •. 
• te~::': .. ~ .. ~'J'·. :",:.": 1 . .-.;~:.':,:.:,:,:"t .. :· .,' . I' ___ ., .... ~ 
, (6)·" . . Ergibt di.e OberprU­
funl.da.B lias Fahrzeug den- Vorschriften dieses Bun-

. desgesetz" und den auf Orund di.e~es Bundesg~-
letZes erlassenen Verordnungen entspracht. so hat die 
Behörde dies auf dem Typenschein oder dem Be­
scheid Ober die EInzeIgenehmigung und auf dem Zu­
lassungsschein zu bestätigen. Diese Bestätigung un­
terliegt keiner StempelgebUhr,' Bei Personenkraft­
wagen und Kombinationskraftwagen zur entgeltlichen 
Personenbeförderung Ist eine ,Begutachtungsplakette 
unter sinngemäßer Anwendung des § 578 Abi. 5 bis 
7,anzubrlngen oder dem Zula:ssungsb~shzer auszufol- ' 
.ß!!:...... . 

_ .. ___ ".. 4-.· ...... __ -:-:':"'""'::_ 

(1) Der ZUlauunpbelltzer elJfes Fahrzeuges der in den lIt. a bis gangeführten 
, Arten hat dieses zu den im Ab •. 3 erster Satz festgesetzten Zeitpunkten von einem 
hlezu ,emlß Ab •. 2 ermlchtigten Verein oder Gewerbetreibenden wiederkehrend 
begutachten zu lauen, ob es den Erfordernissen der Verkehr.- und Betriebssi­
cherheit entspricht und, eus""nommen bel einem Fahrzeug der in IU. d angeführ­
ten Art, ob mit dem "abrzeu .. nicht übermlßig Lärm, Rauch, übler Geruch O~81' 
tehlldUche Luftveninrelnigungen verursacht werden können; hiebei braucht Je­
doch dl_ Messung des Nahfeldpegels nicht zu erfolgen, per Zulassungsbesitzer ha t 
du Fahrzeug dem Verein oder Gewerbetreibenden zur wiederkehrenden'Begut- ' 
achtung vorzufahren und dafür zu Borgen, daß diese. gereinigt ist, sowie den 
Zulassungs,cheln vorzulegen. Wiederkehrend zu begutachten sind 

a, Kraftrader, . b, Per.onenkr.flwagen außer .olChen zur entgeltlichen Personenberör-
derung. . 

c' Kombinationskraftwagen außer solchen zur entgeltlichen Personen­
b4'rörd4'runo. 

12 -

-:","" ::;'-'L.,,,,, .. ,,,.~,:m:,*, 

., . 

23a. 1m S 57 Abs. 3 dritter Satzwlrlf nach dem Wort 
"AufwandsvergOtung",elngefOgt: -bis zur HOhe des 
Im S 55 Abs. 4 angefOhrten kostenbeltrages". 

24. Im. S 57 Abs. 6 entfallt der dritte Satz. . ' 

't 

.. --... - ._ ......... _--.---. ... _-----
25. Im S 57aAb~. 1 laute~ die 1ft. b u~d c: 

"b) Personenkraftwagen; 
c) Komblnatlonskraftwagen." 

26. Im S 57a Abs. I la",tet die Iit. e: . 
"e), Zugmaschinen;" . ' .. 

27. Im, S 57a Abs. I wird der Punkt am Ende der llt. 9 durch 
, einen Strichpunkt ersetzt,' und es wird angefOgt: 

"h) wenn Ihr hOchstes zulasslges Gesamtgewicht 3500 kg 
nicht Obersteigt, Lastkraftwagen und Spezialkraft-
w(''1 o n. ,. 
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'~;TI:.i':,3:~'" '. """. · 
~: I: .. ',~~;dÜ~,',in1t denen eine~äüciiWindigkeit von 25 kmIh überschrittel1 
~, . . ':';'~:~'::. '~~wercten. darf und die' .. ',.: .' .... .' . ' 

:,':::k~;;;'t~:~äf~l1ur,~'.Ach8e Oder~l Ach.sen mit einem Rad.tand bis zu 1 m 
:', ·:.;·,:.'(.i'~;~;~:i~habeb':und,dle 'dazu beitlmmt lind, ml~ Personenkraftwagen 

~:,,;;.[:·.>~.;;,~;,,:~gezogen zu werden,:·oder-." . . .' " 

.; 

';~)\;#lj~~),::~~~~~~h~ftUc~~ ~hlnger lind:' " ... 
, .' ';;·."!i:er;'~~gm.leh'nen mit 84ner BauartgeschwJndlgkell von .mehr als 25 km/hl 

": : :··)':fr~':landwirt .. i:hiftitche ·.~bltrabrende Arbeitsmaschinen mlt einer Bau-
'.::ij;~';:<;;':.rtge'c:bwlndlgkell vonmebl: als 30 km/hl " 

':: '~';::"'::~;Ö"f{,:~ntlir1t.rr.n mit' einer .~~tlirtllt"c:bwlnd'qkelt v"n mc-tlr a1i 2$ ~~\!h 
\ .:,- .:.:~~ .. ,~.~:~.j.~t~~.J.I.")~~.!~~~.,...;'<.', ': ..... ' .. :,,'t ..... ,).!,. ~.. . ..... '.' . , . 

. '·j.,.:/':vö.nder.~~~ede~ltehrendeI\Begutachlung .Ind Jedoch ausgenommen Pahr-
· .. Dugt~hn;{h.ltJ, dei Bundes,.'der ;.Under, der Gemeindeverbinde, der 

'. Ort.ge.elnden . mit mehr' äl.5O.ooo· Einwohnern 'und der von diesen Ge-
, bletlk6rpers!Jlatten./unter,: Ihre, "Haftung betriebenen Unternehmungen. 10-

.. " , : .: rern' die 'ahrztugewon.den· Dlenlt.tellen. dieser Geble(sk6rper.chaflen oder 
". ",.,::.Unte,nelunung,.n}dufdi~ hhirillchend.:: g"lgnetes,' die Voraussetzungen des 

t;·. : ;1:~+J25;j~~~f,~-"~fateifOl!end"':..Per.ona~, und mit Hurede.rerforderllchen 
~... . ..• ':, .Elnrl~.UIl,.~":.elblt;,I.:;.SI~ntl:'der, fQt.~dle.; ,wl.edprkebrende Begutachtung' 
~." ". b"'~"'~'ht..;VoradUlf~f!n:fbegut.cht.t;,c;w~rdenL die, Voraus.etzungen ,des 
'\ .:,': :".' l~i~b~~;~~.Z!\211t •. .ti;:g~lte~:' .. uch,:dan'.'~ali errOllt,wenn In IlnngemlOer. 
,', ... ~ ,".' i' ," _ ••.• ; •.• :\ ..• /~ .t;..'~' ~'""", ; .... : •. '~ ':-,;I,,'4l:::':'~'IL,"""J:~::ir~"r' . :';'. '" '. ~ .' 

',lf,' 

\ 

~. 
'~. 
.. ' 

•. ' ·Äi"wend~l\f.id"';'::.I25:.:~b~.~.~;\teltge.tellt·wlJrde, ,daO .elne glelchwertlg,e 
:: .~~~~~~~,\"orllegt.;~.)'/··(,~~~~~,,!:,;,:::!:r;;:,i". . .', ... ' ;. . •.. _ 
';'(~J,.~f;S~(2);~Äiii~te;Ta~.CIi.;:lrilSinile des Abs. 1 hat Insbesondere ~u • 
. :. 't{j'lteD,iwtDö·Jemana'~::,1'~~":.~t:4',~'r,~~4> ";:; .. ' .. '..' , ' .-
.. , .. ~ a) hIUfli;,i'iif~ti;'_"dt'~) Z~unl.illfiilli:elt 'aussc:hIleßenden . Rauschzu­

.....:. tiallit:'elil~:itraib.re·::Haijdlun' be;angen hat '(1 287 StOB und Art. IX 

.:: .'iAb .. l~~'3 EGVG1950),,-lj'<::;";;,;:; p,." " . • 

·breln.:.trdbareH~dlu~·~';·i~~i~:df~·§f 201 bl,.207 StÖB begangen 
.' ,. .' ">":': ·bat;~::·:.'.~<:~:.~.~;~.·~.:':~.: "~},., ', .. ,\ w: ,6:.~,.:,:;" ,I:", .~(.:., "'::.<: :'.' ~ .... ~> . .',. : .' ", . 
.e) eIn.:ltrI1bareHanct1UD"emIO~deli;-§f 75, '78, 84 bll 8'7' StOB oder 

, .': cemlO:;h12Suditllftleietz:,1951' oder wiederholt gemlO dem I 83 
,'1';' StGB beiüPDhat::.:;>·:~f';~~.~<' ,. . .:': . . ", 

, . eS) :elile Itrafbare' Handlung'" ieinlß den §f 102, 131, 142 und 143 StOB 
. "" ·bePDleifb&tj ",' , '. " " . 
, "'~;! aa)Wlederholt .. ein 'ltraitfa~rzeuc i~ienkt oder In· Betrieb genommen 
. ./, Und' bhtbel eine' 'Obertretunc geinlß' f 99 Abs. 1 Stvo 1980 begangen 
~,·.:·liat; •• ,bllbet einen Verkehrsunfall verschuldetm haben, 

. :'.: ,: J,bJ.:eIn.Kraftfahrzeua· celentct . oder In •. Betrieb genommen' und hlebel 
"eIn'''O'bvtretUDc,emlß]n:Abt/l StVO 1980 began,en hat, wobei 

,:.;::>.er,emeo.Verkebmm.faU vericbUldethat;.·. '.", ' 
.·;)t):.I1a··~i~.ebi. :lCrafUaliiUuge.;imter be.ond'r. 'Iflhrlldlen Ver­
. ; .. ':~: ~ hIltallMDtOder ,mit besonderer. ROc1'cilchtsloslgken gegenÜber' anderen 

. ~\·I,;:,S~Otzem·. i-'eD . 'eile fQr ;·da •. Lenken eines . Kraftfahrzeuges 
. ;,:,.:~~maoiebeitderi:VerkehnV01'IduUten verStoßen hat, , 

. ,,'iii.iinter1Ulen 'hat, .'nac:hl"elnemdwch· da. Lenken eines Krartfahr­
'. ',' ." zeUc ... :lielbst veruraachtenyerkebrsunfall, bel dem eine Person schwer 

verletzt.· WUrde, .ofon .nzuhalten oder erforderliche Hilfe zu lelsten 
," .:,' \::4er;a;~1:', :zt'b~~,·.·~. ed:~:'!/(,:. . . 

."·,\·Lh).be1:.fcteif.·Erte11wij}.~lnet;:t.enkerberechtllun,vorgelall'li:bene' .\ufla- . 
,::~" <. r·;)~:iel{b1C1lt'(.gehi1lten;:' und 'dadurch viledel'holtdle. Verkehrssicherheit 

. :';':-'::"::;',8flhrdet bat.·,,':!, ;' ":'.: " ,,' i. " ,,' , 

~: . ':,. ,Die bi llt.: ... ~'.ubllt. a~ ~d·:h· angefUhrten 'strafbaren Handlungen 
,. . ,elten auch dann ala bestimmte Tatsache Im Sinne des Ab •. 1, wenn sIe 

. tdlon einmal' zur BegrUnduDg der Feststellung des Mangels der Ver-
""'h,....,."",,,.l" •• '~tr,.,t "'''''~'''(T~.,.nCf"n 'I",,."~n 

13 .. 

. ~. 

... , 

.28. Im S 66 Ab •• 2 lit. a wird Im : Ende Inc~fugt 
"unbe.chadet der Iit. e", 

29. Im S 66 Ab •• 2 hat die Ji" e zu lauten: 
.. e) als Lenker ei~e. Kraftrahrzeuge, eine Ober­

tretung gemlß S 99,Ab •• a'S~VO 1960 began­
gen haI, auch wenn die T., nach An. IX 
Al". I ~ l EGVG 19S0 '&u beuneilen iSt," 

30. Im S 66 AbI. 2 hat der'zweite Satz zu lauten: 
"Bei Begehung. einer nrafbuen Handlung gemlß 
Jit. i oder h oder gemlB S U!StGB gelten unbe­
~chtdel des Ab., 3 ;:,. b bert::; t,egar.i~enf. h~nd­
lungen der gleichen' An. auch dann als bestimmte 
Tauachen im Sinne des Ab •• I"wenn sie bereiu zur 
BegrUndung dei Mangels der Vcrkehnzullssigkeit 
herangezogen ~ordcn sind." : 

.' 

." • 

~. .,,):"'..... . . ~ 

' .. \':':'1~~: 
",; 

'. 
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'~.: ~~:·:'fr;t:,,~I.!·.~:~1=:n··,~·· "':; .. : : 

',' 

. ; .. , 

.. _~-_...;.. ....... ~_M:·.:·. ;.. • .. _ .......... _ .' •.••. . 

(3) FUr<dle WertUD8 der. Im Abi. 1 angefOhrten Tatsachen elnd bel 
etrafbal'en ,HaodlUDIen Ihre Verwermchkelt, die Geflhrllchkelt der Ver­

_J~ltnlAe! ~ ~ter . denen. Ile begangen wurden, d!e lelther verltrfche~~ 
. Zelt und du Verhalten während dleler Zelt maßgebend i strafbare Hand­
lungen gelten Jedoch nicht als bestimmte Tatsachen Im Sinne des Abs. 1, 
.) weIm Hit der Vollstreckung der zuletzt verhllngten Strafe oder Maß­

nahme Im Zeitpunkt der Einleitung dei Verfahrens In erster Instanz 
mehr. als ein ·.Jabr ver,angen Ist und nach der Vollstreckung auch 
nicht ,e,en die für das Lenken eines Kraftfah~euges maßgebenden 
Vorachrfften Ober die Verkt!brsslcherbelt verstoßen wurde; bel Geld­
strafen, deren Entrichtung In TeUbetrlgen gestattet wurde, ,lli als 

, Vollstredtung die Entrichtung d .. ersten TeUbetragesi 
b) ~ den Im Ab .. 2 llt. ., e oder h angefUhrten etratbaren Handlungen, 

fUr die eine mehrfache Begebung als bestimmte Tatsache Im Sinne 
d .. Ab •• 1 zu ,elten bat, wenn die Strafe Im Zeitpunkt der Elnlellung 
dea Verfahrene In erster Instanz getUgt Ist. . 

(31 Die praktliche PrOfung hat zu umfassen: 
al die Vorganglwelse bel den für dfe Fahrt notwendigen und möglichen 

Oberp'rOfungen de. ZustandelIdes Fahrzeuges. . 
b). F.hrObungen, Wie Insbesondere Umkehren. ROdtwlrtsfahren. An.' 

f.hren .uf Steigungen. BInfahren In PerklOc:ken und Ausfahren aus 
dl .. en, und BremsOb.unge~. wie Insbesonder.1r Cerahrenbrem~ungen. 

cl eine Iingere PrOfungsfahrt auch durch Straßen mit Itarkem Verkehr. 

(6) Der wihre'nd der Fahrt (Abs. 3 Iit. ,b und cl neben dem Prüfungs., 
werber Sitzende hat; lowelt .. Ihm möglich Ist. Unfallen durch entsprechen. 
des Eingreifen In die Fahrwelse des. PrOfungiwerbe,. vorzubeugen. 

121 Bel der Entziehung Ist autb auszuspretben. für weldle Zell keine 
neue Lenkerborechllgung ertollt ·w.nden d.ul. Diese Zell Ist auf· Grund der 
Ergebnl .. e dei Ermittlungsverfahrens festzusetzen und darf' bel Penonen. 
dill nltbt v.rke~rIZUyerlllSlg sind. nltbt kürzer sein all d.rel Monote. 

14 -

,~ .• , .. ' .... ' .......... w-.....~~~.~t':":I!.~. 

3 I, 'Im S~6 Ab,: 3 lit. b hat d~, Zitat ,,Ab •. 2 lit. a, 
e oder h" ~u lauten ,,Abs. 2 lit., I, C oder h", 

.. 

32. Im S 70 Abs. 3 wird als. erster Satz eingefUgt: 

, 

"Bewerber um eine Lenkerb~re~htlgurig fUr.dle Gruppe A~ 
B oder C dUrfen die praktische LenkerprUfung nur' ab­

legen,wenn sie das Im S 122 Abs. 1 Iit. d angefOhrte 

. Mlndestm~ß a~ Ausbildung nachweisen? 

" 

33. Im S 70 Ab~, 6 lautet das K1ammerzltat "(Abs. 3 Iit. c)". 

34. Im S n Abs. 2 ~weiter Satz ucten an die Stelle 
der Wont "drei Monate" die Wone "ein Monat". 

, ; 

, 
." 

• ~..,;< 
-::1" 

.. " ;\ ~ 
"1' 
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. , 

~ ~', 
,.~, . 

:':::ii2J ';'e o;~a';~ ci~' 6ffemUchen Stc:~rh·eK.dlitM'täi iiii,i berec:tttlgt, Per~ 
IOnen em Lenken oder .n 'CIer InbetrJebna'hme eines Fahrzeuges zu hindern, 
W1tnn dlel. hledurc:b begehen oder b1tgehen wOrden eine Obertretung 

. a,del' 361ft ... oder dei' 82 Abi. 1 bll 3, 
b' des' 38 fit. b oder des , 82 ·Abs. 4, un·bescbadel des , 51 AbI. 3, . 
e' d.I' 36 IH. Co wenn durch die Obertretung die Verkehrssicherheit ge· 

fihrdet wird,. . 
'd) des' 84 Abi. '1 enter Satz zwe-lter HalbsatZ, des '75. tu. a oder Co 

dei' 85 oder des , 96 Abi. 6. 
e, dei' 75 a Ht. b oder des Abt. 3 dritter Sat~f wenn dureb d.\eNtchter­

fOUung von Außagen die Verkehrllicherhert geflJudet wird. 
'Q' dei ·Abl. 5 "I. a. weM der BesitZ der vorgesehr·lebenen Lenkerberech­

tigUng nldlt glaubh«ft gemacht werden kann oder wenn der Fübrer-
leh~ln g~Iß , 76 vorlluftg Irbgenommen wurde. . . 

g, de.' 101, de. , 104 oder des' 106, wenn durch die Ubertretung die 
. Verke1lntlcberhelt geflhrdet wird. . . 

Zu dl .. em Zwedt lind, fatl. erforderlich, Je nach Lage des PaUn und Art des 
Fahneug .. oder der Beladoog Zwangamaßnahmen, wIe etwa Abnahme der 
F.bneug.ehIO ..... Absperren oder Einstellung de. Fahneugel und derglel-

. : ehe ... anzuwenden. Solche ZwangsmaOnebmen .Ind unverzOglich .ufzuheben, 
.. enn der Qnand fOr Ihre Anwendung weggefallen Ist, Im FaUe ditr lIt. d oder, 
f auch, wenn eine ndere Per.on. be! der keine HinderungsgrUnde gegeben 
.Ind, beab.lchtigt. da. Pa'hneug In Betrieb zu "ehmen und zu ·Ienken. . ., 
-"'!'-' '. '.' .. "--~'., 
, .. ' C31 Der Zula."ung.besltzer eine. Fahrzeuge. hat, lofern er der' Dienst. 
,eber de. Lenker. 11t, dafOnu lorgen, daß eine Geflhrdung de. Lebenioder. 
der Ge.undhelt d .. Lenker. oder der beim Betrle.b des Fahrzeuges sonst be • 
• ch.fUgten und bei Ihm angestellten Personen nach Möglichkeit vermieden 
wird. Er h.t dein Lenker die erforderliche Kilte' und Regenschutzkleidung 
belzultellen. Er darf den ·Lenker. nicht In einem Ausmaß beanspruchen. daß 
diesem d.. .Ichere Lenkendes Pahrzeuges nicht mehr möglich Iit. Durch 

. Verordnung können n.ch den Erfordernissen der Verkehrs- und Betrlebl' 
sicherheIt die nlheren BeitImmungen Ober da. AUlmd der Beansprumung 
'des Lenker •• In.be.ondere hlnllchtllch der h6ch.tzullsslgen Dauer. des Len. 
ken. und des Mlndestau.maDe. der Ruhezeiten, fe.tge.etzt werden. 

'.(3)8eI der Bef6rd~rung von Perso~~-; mIt Kr.fU.hneugen und Anhin· 
gem ,darf. unbe.d'ladet der Bestimmungen des Abs.2. die bel der GeJ:\eh· 
mlsrung'at,.setzte g16ßte zuII.alge Anzahl der Personen. die mit dem 
P.hneug. und der Personen, die auf Jeder einzelnen SItzbank' befördert 
werden dOrfen (f 28 Abi. 311t. Cl. nicht OberichrItten werden. Bel der 
BereChnung der Anz.hl der' Personen. die mit einem FahrzeUG befördert 
werden 'dUrfen, lind zwei Kinder unter 14 Jahren als eine Perlon und 
Kinder unter leebs Jahren nicht zu tlhlen:- doch dÜrfen, unbesmadet der 
Bestimmungen des Abl.6. außer bel Omnibussen und Omnlbu.anhlnge~n, 
.bgesehen ,"omLenter nIcht mehr al. amt Personen. gleichgÜltig ob Erwam. 
seneoder Kinder, befördert werden.' , 

'. 

15 -

" . ; .' ..•... ;;.,. .... ;4.!6·..;:...~".;ol~.,;->_:'~.~ ~,.>-._ 

'1 1
,-.. 

~ "' . 

35. Im S 102 Abs, 12 ~Jrd der Punkt am Ende der Iit. g durc~, 
el~en BeistriCh ersetzt, und es wird angefUgt: 

"h).des S ~8 ,Abs, J StVO 1960, wenn Im Hinblick auf die 
höchste zulässige Oauer des LenkenS'und das Mlndest­
ausmaß der Ruhezeiten. gegebenenfalls, auch nach aus­
ländischen Maßstäben. eine offenbare ObermUdung des 
Lenkers zu be~orgen Ist." 

. ... _-..... _--. ---._,.~. _ ........ - .. --_ .... - ._ .. _---.. __ .. _ .... __ ... _ ...... 
36. Im S 102 Abs. 12 zweiter Satz wird das Zitat "ilt. d' 

oder f" ersetzt durCh KIlt. d, f oder hU
• 

,-------_ ....... ' ..... ' .. -._.' 
37. Im S 103 entfUlt der Abs. '3', 

38. 

.-. __ .-... 

Im S 106 Abs. 3 lautet der zweite Satz: : 

"Bel der Berechnung der Anzahl der Personen, die mit 
einem Personenkraftwagen oder Kom~lnatlonskrartwagen' 
befOrdert werden dUrfen, sind zwei Kinder unter 14 
Jahren als eine Person' und Kinder unter s~~hs Jahren 
nicht zu zählen, doch dUrfen, unbesch~det 'der Bestlm-

, \ 

mun~en des Abs. 6, abgesehen vom lenker nicht mehr als 
acht Personen, gleichgültig ob Erwachsene oder Kinder, 
befOrdert werden." 

,,;.:~\ 
"·.1·;~ 

"" 

~. : .. , 
'I ... 

'., 

;," " 
,-, , .. ; 

. ; 

27/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
47 von 54

w
w

w
.parlam

ent.gv.at
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i/ ---- ---,--_.~-. 

'. (I)' Da. : AUlbllden von Bewerbern um eine LenkerberechtIgung und das 
entgelUiche Weiterbilden von Besitzern einer Lenkerberechtigung Ist unbe­
Ichadet der, Bestimmungen der n 109 bis 122 nur im Rahmen des Betriebes 
einer Fahrschule zulässig. 

(I) Obungsf.abrten zur. unentge.Ulchen, nicht' gewerbsmflOlog obetriebenen 
Ausbildung elnes ,Bewerberl um eine Len1cerberecht1gung dÜl'fen unhesche­
IMt der Besbimmungen'Cler tf 120 und 121 nur mit Bewdl\Jqgung der Behörde 
durchgefOhrt werden. in deren 6rtHchem Wirkungskreis der Lebrende seinen 
ordentMchen Wohnsoltz hat. Dl-e BewHligung darf nur erte~lt ·werden. wenn 

. der Bewe~er etas erforderUchl1! MindeS'talter errelcht hat oder in spätestens 
ekel Monaten errtdohen wird, wenn er vel1kebrnuverlflsslg (, 66) Ist und 
wenn er zum Lenken von Kraftfahrzeugen der Gruppe. für die die Bewti1l1-
gung angestrebt wird, geistig und körper'lkh geeignet (f 6~) .... Blne Be­
WltlJlgung zur Vornahme von Obungsrabrten mtt Kr-alUabrzeugen der Gruppe 
A (f 65) dm nloht erteilt werden. 

16 -

~ .. - .. ' • '.,. '.~ ." -_:~.,:, ".,\;n.~:itj;~ 

39. 

I, .. '~. 

---_. _. '--------_._----------
im S 108 i.~utet der Abs. I: 

"(I) Das Avsblldenvon Bewerbern um ~Ine LenkerberechtI­
gung und das entg'eltllche Weiterbilden von Besitzern 
einer Lenkerberechtigung du rcll Ve r tI e fung 
bereits erworbener Kenntnisse Ist unbeschadet der 
SS I'Y bis 122 nur Im Rahmen d~s Betriebes 
einer Fahrschule zulasslg." 

40. Nach dem S 108 wird eingefügt: 

41. 

"S 108a. Unterweisen von Besitzern einer Lenkerberechtlgun~ 

(1) Das entgeltliche Unterweisen von Besitzern einer 
Lenkerberechtigung In besonderen Fahrfertigkeiten 

darf nur auf Grund 
einer Ermachtfgung des Landesh~uptmannes durc~gefOhrt 

werden. Diese Ist auf Antrag zu erteilen, wenn der An­
tragsteller für die Vermittlung der Fachkenntnisse über 
das erforderliche Personal und die erforderlichen An­
lagen und Einrichtungen verfügt. Die Ermachtlgung Ist. 
zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Ertel· 
lung nicht mehr gegeben sind. 

(2) Durch Verordnung können nach den Erfordernissen 
. der Verkehrssicherheit,. dem jeweiligen Stand der Wissen­

schaft und lechnlk entsprechend, nahere Bestimmungen üb~r 
die Gegenstande, den Umfang und die Art der Im Abs •. 1 
angeführten Unterweisung sowie über die Voraussetzungen, 
'unter denen e~ne Ermlchtlgung gemlB Abs. 1 zu erteilen 
Ist, festgesetzt werden;" 

Im S 122 Abs. I tritt an die Stelle des zweiten Satzes 
folgender Text: 

"Oie Bewilligung darf nur erteilt werden~ wenn der 8ewerb~r 

a) da s ~rforder 11 che t:l ::1<.!s ~ 1 it ..... ~~:-r. • cH Ha ~ 
oder In spätestens zwei Monaten'errelchen wird, 

. . \~ 
'I: 

, , !~. ': . 

-'''-S'·, 
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J. 
J 
l,' 
't-
~. 
ji;I. 
f.: . 

.'" '.:~';i.-::·,\~;('>, , 

":(b~;tK 
".:-:.~-.~-.~:. ~.; 

.... " -.. , 

'., 

------_ ..•.......... _._._ .. 
(2i Der KrafUahrllelrat mUß zusammengesetzt .. In 
I.· -tut Je einem Vertreter d .. Intereslenkreises 

I. KrafUabrzeugbaulndultrle, 
2. KrafUahrzeughllfllndultrle, 
3. Kar~lleriebaulndultrlei 

. 4. KrafUehneugmedlanlkergewerbe,' 
. S. KrafUahrzeughandel, .. " . 
e.Verlldlerunglunlernehmungen, 
,. OQterbefOrderun,I,ewerbe, 
8. PenonenbefOrderungsgewerbe mit Personenkraftwagen, 
•• AutobutunUmehmungen,.· 

10. Berufskramahrtr des QQterbefOrderungsgewerbes, 1.. Beruflkramahrer der PenonenbefOrderungsgewerbe mit 
.' Penonenkraftwagen, 

11 BeruflkrafUahrer Im Prlvatdlenltverhlltnll, 
13. Werkverkehr, . 
14. Prlvalunternltbmungen des ftrrentlldlt n 1!11.nbahnverkl.!hri, 
IS, ',hrsdlulen, 
Je. ',brsdluUehrer und 'ahrleh,e" .7. MlneralOlwlrllc:hart, 

11. 'UI Jezwel Vertretern d .. Intere .. enkrols .. 
I. vewerblldle WI,tldlan, 
2. Land· und Porstwlrtsdlart, 
3. unselbltlndlg ErwerbstlUge, 
4. Sozlalversldlerung. 
5. Vereine von KrllfUllhneugbl.!ll\zern. 
O. Vereine zur POrder"ng der Verkehrssltherhelt. 

17 -

• "" ~f,"" ~~ .. J, ',": ,; '~.'., f :""~"~"""';'-'I~;'r~t~~~, 

. I 

., 
t 

.... 
I 

,", 

,"., .. 

b) verkehrszuver 111 s si 9 es 66) Ist, .. ;. 
, ',-,," 

c) zum Lenken von .Kraftfahrzeugen der Gruppe, fOr':' .. '~'. 
die die Bewilligung angestrebt wird, geistig ~rid 
körperlich geeignet (5 69) Ist und 

d) ein Mindestmaß an Ausbildung Im Rahmen des Be­
triebes elne~ tahrschule oder gemäß S 119 oder 
S I?~ nachweist.' 

Durch Verordnung Ist das In Iit. d angefUhrte Min­
destmaß an Ausbildung hlnslch~llch. des zeitlichen 
Ausmaßes ~nd dts Inhaltes festzusetzen." . 

42. Im ~ 130.Abs. 2 Z. I wird der Strichpunkt am Ende der 
Z. 17 durch einen Beistrich ersetzt und es wird ange­
fUgt: 

"18 .• Feuerwehren j'. 

. . 
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" (3)Dle";'8unCi.skamme( der· gewerblleben 'Wlrtscheft het rür die, Be­
stellung derNertreter der Im 'Ab •• 2 Z. I Z. t bis 9. 13 bis 15 und 17 und 

'. Z. 11 Z. langefOhrten:lnteressenktelse, der Osterreichische Arbellerkemmer· 
tag fOr die aestellung der Vertreter der Im Ab., 2 Z. I Z. 10 bis 12 und 
16. und Z.II: Z.,3 ,.ngofOhrten Interessenkrelse, die Prhidenlenkonferenz der 
Landwlrtseb,nlkonlmern ,O.terreleb. ·für die Bestellung der Vertreter des 
Im Ab ••. 2 Z. U· Z. 2 angelOhrten Interessenkreises und der Heuptverbond 
der ·Olterr.lebl.ebin Sozlllivenicherungslriiger für .. die Bestellung der 
Vertroter d.illm Abs. 2 Z. 11 Z, 4 aristefOhrten Interessenkreises Vorschläge· 
'lu'lI'Itatten~Der, Bundesminister für öffentliche WIrtschalt und Verkehr hai,: 

, IOfa eine vorgeschlagene Person wegen des Fehlens einet der Im Abs. 4 erster 
Satz angefOlu1en Vorausletzungen nicht bestellt werden kan~, für die Erstattung 

, ' ein .. neuerHeben VorschIases eine bestimmte Frist festzusetzen. Wird bis zum 
".', .. Ablauf cUuer FriIt kelnneuerllcher Vorschlag erstattet, so Ist für die In Betracht 

kommende Jnterels~nvertretung ohne Vor~chlag ein Vertreter zu bestellen, 

f: 
i 
~ 

': 

,: .. ' 

. --_. , 

" . (1) 'Mit eier VoUziehung dieies Bundesge~tzes Ilt, unbeschadet der Abi. 2 und 
,3 der Bundesmlnlltei' fUr öffentliche Wirtschaft und Verkehr betrautj er hat das: 

" Einvemehmen zu pOegen bei der VollziehunR ' 

.j d .. 11 Abi. 2 IM. cl. '1111 I 24 Abi. '2, .sei • 29 Abi. 8, des I 30 Abi. 7, 
.11 31 Abs. S. des • 40 Abi. I und 5, des I 41 Abs. 6, des I 45 Abs. 8, 
des 146 Aha. 6, dei 147 Ab •• 3, dei § n,'del § 87 Atis .• , dei § 97, des § 99 
Abi. I, des § 101 Abi. 8, dei § 102 Abi. 2 und 5, des § 104 Ab •. 8, dei § 106 
Abi. t, dei I 107 Abi. 4, dei § 121 und dei § 124 Aba. 1 bez,Oglich der Ange- . 
legenhelten dei Bundesheeres und der Heeresverwaltung mit dem Bun­
delminilter fOr Landeaverteidigungj 

b) dei I I Abi. 4 mit dem ,BundIIminister IOr Justiz, , 
c) des 159 Abi. 1 bll3 und dei § 82 Abi. I, 8, 7 und 8 mit den Bundesmini-

Itern fOr Justiz und fOr Flnanzenj , , " ' 
d) des I 55 Abi. 3 .und 4, des I 56 AtJs. 4, des' 61; dei' 129 und des 

. • 131 Abi. 5 und 6 mit deru Bundenl'lnlMer fOr Phwuizen, 
e, 'dei 1'102 Abi. 5 Nt. fund des I 103 Abi. 3 bezOgllch des Ausmaße. diu 

8eauprucbung von Kraftfabrzeuglen·kern mft deru Bund"mlnlster für 
IOllale Verwaltung, 

f) dei 1109 Abi. 2. des I 1~4 Ab •• 3, dei I 12S Abs. 3. des • 126·Ab •. 4 
und dei I 121 Abi. 4 bezQglkh der Frage der Gleichwertigkeit der 
4ult"'~dl'"" ,. .. fl''''''r Urrl'Verfitlll mit dem Bundesmlnl"ter fUr Wlnen­
schhl una·Pon.::hur.g. 

g) des I. 109 Abi. 2. des I 125 Ab •• 3 und des I 126 Ab •. 4 bezUgttch der 
Prage.der Gleichwertigkeit der AuSlblldul19 an einer Höheren Lehr­
anstalt mit dem Bundesminister für Unterricht. Kunst und Sport; 

hJ des I 48Abs. 1 zwelter Satz und des I 54 Ab,. 4 mit dem B'Undesmlnl­
st.r (Or Innerei, 

18 

!'''' '." :,~: !Ir J·.'i':.'.~~, .. ', ',<- ~ " ' .... ; .:* .. ~;.>~: .i.", :';':""", ' 

I*' " .... " 

43. Im S 130 Abs. 3 lautet der erste Satz: 

"Oie Bundeskammer der gewerblichen Wlrts~haft hat fUr die 
e'!stellung der Vertret .. r der I!1IAbs. 2 Z. (Z. I bis 9, 
13 bis 1&' und 17 und z. IJ Z. I angefUl1rten Interessen­
kreise, der österrelch(~che Arb~lterkammertag fUr die Ue~ 
stellung der Vertreter der Im Abs. 2 Z. 'X Z. 10 bis 12 
und 16 und l. If Z. 3 angefOhrten Interessenkreise. die 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern öster­
reichs fUr ~Ie Bestellung der Vertreter des Im Abs. 2 
Z. ,11 Z. 2 angefUhrten Interessenkreises, der'HauPtve~~ 
band der österr~lchlschen Sozialversicherungsträger rOr 
die Bestellung der Vertreter des Im Abs. 2 Z. 11 Z. 4 ' 
angerO'hrten Interessenkrel ses und der Bundesfeuerwehr­
verband rOr die eestellung der Vertreter des Im Abs. t 
Z. I Z ... )8angerUhrten Interessenkreises Vorschlllge zu 
erstatten. • 

44. Im S 136 Abs. lautet ~Ie Ilt. e: 

He) d!s 1 '102 Abs. 5 Iit. f mit d~~ Bundesminister IUr 
soziale Verwaltungj" 

, . 

1':.:·:"}1·~l;, 
".~' .;~'. 
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<;:,!;t~t;;;'c. :.-'-._ ........ _ ' .. 
I, du 128. Ab •• tUt. • belGg-lkh der AnbrJngung der Sitze und zu.' 

IIh1Kcber Scbutworrtcbtungen an Zugmaschinen und dei I 124 Ab •. 1 
, :' '. - ~.~,B.undel1Dlnl.ter ~OrLand. um For.twlrJ.chafh ' 

':.': . ,k)' d .. ·I.·S(;~. 2,3, 3 .. 3b und 3c mit dem Bundesm·lnlster fOr AUI-
I.,,:, ,:." wlrUge 'Angelegenheiten,. . " 
1: .... ;\ ::-; 1) dal 84Abs. 2 zwetter. und dritter Satz, des 189 und des § 91 a mit dem 
1· .• ; . '. . Bundelmlnlater ff1r Gesundheit und Umweltschutz; 

: .. ,:.,. m) Enullit.em:BGBL Nr. 4151/1984; , . 

. h)d.a f 11 Ab.: I mit den BundesminlItern fOr Handel, Gewerbe und Iildu-

,. 
I 

.i, 

. . atrie, fQr Galindbelt und Umweltschutz und fOr tland- und Forstwirt- ' 
IChaft.· .. '. 

.' .' ."' 

-_. __ .. a._~_. __ . ___ ...... _ ....... _. ____ ... ~ 
('7) KrRruabrzeu.e, deren Type oder die einzeln vor dem Inkrafttreten 

dieses Bundes.esetzes.enehmlll worden .lnd, sind von Art. I Z 3 (§ 4 Abs. 5) , aUS,eDommen: 

19 -

; ... , . "::~':'.";':'~~il-L:.,.;'.;;1t~ 

.. ' .. 
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.. _---_._.--.... _ .. __ ... -
." 

45. Im S 136 wIrd nach dem Abs. 3a elngefOgt:· 

"(3b) Hit der Vollzleh'ung 'des S 47 Abs. 5 Ist der. Bundes­
mlnls'er fP~ Inneres· betr~ut; ~r'htt hlebel das Elnv.r­
nehmen mit dem Bundesmlnl~ter rUr 'öffentllche Wirtschaft 
un~ Verkehr zu pfle~en." 

'1.~:r .n.,. "'/1 

"".' 

... "-"--:-----...,.._.~------- -----------------.Artlkel 11 

Oie 7. Kraftfahrgesetz-Novelle, BGBI.Nr. 631/1982, wird ge­
ändert wie folgt~ 

Dem Art. 11 Abs •. 7 wird angefOgt: 

"Solche Fahrzeuge dOrfen aber nach dem 31. Dezember 1988 
nicht mehr zugelasselJ"werden; dIes gilt Jedoch n,t'~ht rOr' 
Fahrzeuge, dIe vor diesem ZeItpunkt· bereits eln'm,;'!"ln 
österreIch zugela$sen waren." 
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Artikel 111 

(I) Von Art. I Z; 5 (5 6 Abs. 7a zweiter Satz) sind Fahrzeuge 
. ausgenommen, deren Type oder die einzeln vor dem Inkrafttreten 

dieses Bundesgesetzes genehmigt worden.slnd; sie mOssen jedoch 
den bisherigen Vorschriften entsprechen. 

(2) Die P~Ofun~ von FaK~tschrelbern gem3ß 5 24 Abs. 4 KFG 
1967 hat erstmals Im Jahre 1988 zu erfolgen •. ' 

I 

(3) r~rplne und Gewerbetreibenoe, die gem3ß 5 57a Abs. 2 
.KFG 1967 zur wiederkehrenden Begutachtung von 1m S 57a ~bs. 
II t. b, c bzw.e KFG 1967. angefOhrten Fahrzeugen erm3chtlgt 
st"nd, gelten auch zur Begutachtung der Im Art. I Z. 25 (5 57a 
Abs. 1 .llt. bund c) btw.z. 2' (5 57a Abs. 1 Iit. e) ange­
fUhrten Fahrzeuge als erm3chtlgt. 

(4) Die Im Art. I Z. 25 bis 27 (5 57a Abs. I Iit. b,c,e 
und h) angefOhrten Fahrzeuge sind erstmals am Jahrestag 
Ihrer er~ten Zulassung Im Jahre 1~88 zu begutachten; 5 57a 
Abs. J zwelte~ bis vierter Satz KFG 1967 gilt slnngem3B. 

(5) Zugmaschinen mit einer Bauartgeschwindigkeit von nicht 
mehr al~ 25 km/h tin\erllegen dem 5 36 Iit. e KFG 1967 ab 
oern I. :1a 11989 . 

.' 

~ 

,,'111 
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Artikel IV 

(I) Wird yon dem Recht auf Freihaltung des Kennzeichens ge­
mäß 5 43 Abs. 3 KFG 1961 Gebrauch gemacht und entspreChen die 
fOr das andere Fahrzeug zur Verfügung stehende Kennzeichenta­
feln nicht dem Art. 'I Z. 20, so Ist die GUltlgkelt der Kenn­
zeichentafeln auf drei Monate zu befristen. Der Zulassungs­
besitzer hat bel der Zulassung des anderen Fahrzeuges den 
Betrag fOr den Ersatz der Gestehungskosten für Tafeln~e- , 
mäß Art. I l. 20 zu erlegen und die Tafeln Innerhalb die-
ser Frist auszutauschen, andernfalls sind Ihm dIe nicht dem 
Art. I Z. 20'entsprechenden Tafeln abzunehmen; 5 134 KFG 
1967 gilt sInngemäß. Die Befristung Ist In den Zulassungs­
schein einzutragen. Die Abll.ferung oder die Abnahme von 
KennzeIchentafeln begrUndet keinen Anspruch auf Entschädigung. 

(2) Wird die AUSfolgung einer neuen Kennzetchefti~fel fUr eine 
nicht dem Art. I Z. 20 entsprechende beantragt (5 50 Abs. 2 
KFG 1967), so. gilt dies bel' Kraftwagen und Motordrelrldern 
auch als Antra9 auf Ausfolgung einer neuen Kennzeichentafel 
anstelle der noch dauernd gut I~sbaren ,zweiten Tarel; 5 50 
Abs. 2 KFG 1967 gilt sl~ngemIß. 

(3) Abs. 1 glltsl~ngemlß fUr die Hinterlegung der Kennzei­
chentafeln gemlß S 52 ,KFG 1967; de~ Zulassungsbesitzer hat 
den Betrag fUr den Ersatz der Gestehungskosten fUr Tareln 

'gemlß Art. I Z. 20 bel der Hinterlegung zu.~rlegen. 

Artikel V 

(I) Dieses Bundesgesetz trItt, soweit Im Abs. ~ nicht an­
deres 'bestimmt Ist. mit dem Ablauf des Tages d-er Kundma­
chung In Kraft. 

; . l';~' 

'. 
, , 
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(2) In kraft treten " 

~-

a) Art. I Z. 9 hinsichtlich des 1 24 Abs. 4, Z. 21 

(I 55 Abs. t Iit. a und b), 
Z. 22 (S 55 Abs. 1 Iit. d), Z. 23 H 55 Abs. 1 
Iit. 11). Z. 24 (S 57 Abs. 6), Z. 25 (I 57a ~bs. 1 . 

IU. bund c), Z. 26 (5 57a Abs.l llt. e), Z. 27 
(5 57a Abs.' 1 Iit. h) urtd Art. ,111 Abs. 3 und 4 
am 1. Jänner 1988: 

b) Art. I Z. 14'($ 36 Iit. e) am 1. Mal 1989: 

c) Art. I Z. 19'hlnslchtllch des'S 47 Abs. 5 und Art. 

'Z. 4S (S ',36 Abs. 3b) 18 Monate nach A,blauf dl's 
Tages der Kundmachung. 

d) Art. I Z. 20 (S 49 Abs. 3) 12 Monate nach Ablauf des 
Tages dl'r Kundmaehung. kennzelehentafeln, die dem Art. ,', : 

I Z. 2Q'entspreehen, können mit iustj~m~ng des Antrag~ 
stellers berel ts vor diesem lei tpunkt ausqegeiHtll wer­

den. , 
" 

e) Art. I l. 32 (5 70 Abs. 3) und Z~ 41 ts 122 Abs~ I) 
12 Monate n.eh Ablauf des T~ges der kundmachung.' 

(3) y'erordnungen auf Grund dieses Bundesg,esetzes können von 

dem selnl'r kundmachung folgenden Tag an erlessen werdpn. 
sie treten frOhestens mit den betreffenden Bestimmungen In 

Kraft. 

Artikel VI 

Die Voliziehung dieses Bundesgesetzes bestimmt sich nach 

5136 KFG 1967. 

, 

'-j '.' 

,,: 
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